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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 85* - Arbeitsrechtsregelung zur
Übernahme des Tarifabschlusses 2016

zum TVöD-Bund.
Vom 10. Juni 2016.

Aufgrund § 2 Absatz 2 Arbeitsrechtsregelungsgesetz
EKD (ARRG-EKD) vom 10. November 1988 (ABl.
EKD S. 366), zuletzt geändert am 12. November 2014
(ABl. EKD S. 363) hat die Arbeitsrechtliche Kom-
mission der EKD am 10. Juni 2016 folgende Arbeits-
rechtsregelung beschlossen:

§ 1 Tarifabschluss 2016/2017
(1)  Die Tarifeinigung für die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes von Bund und kommunalen Ar-
beitgebern vom 29. April 2016 wird in Bezug auf Teil
A Ziffer 1 „Lineare Entgelterhöhung“, Ziffer 2 „Aus-
zubildende, Praktikantinnen und Praktikanten“, Teil B
Ziffer 2 „Jahressonderzahlung für Auszubildende,
Praktikantinnen und Praktikanten“, sowie auf die Zif-
fer 3a „Einführung der Stufe 6 in den Entgeltgruppen
9a bis 15“ wie aus Absatz 3 ersichtlich übernommen.
(2)  Die weiteren Regelungen aus Anlass der Tarifei-
nigung für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes
von Bund und kommunalen Arbeitgebern vom 29.
April 2016 finden keine Anwendung.
(3)  Das bedeutet:
1. Lineare Entgelterhöhung

Die Tabellenentgelte (einschließlich der Beträge
aus einer individuellen Zwischenstufe und aus ei-

ner individuellen Endstufe sowie die Tabellenent-
gelte der Entgeltgruppe 15Ü) werden
- ab dem 1. März 2016 um 2,4 Prozent und
- ab dem 1. Februar 2017 um weitere 2,35 Prozent
erhöht.

2. Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten
a) Entgelterhöhung

Die Ausbildungsentgelte erhöhen sich
- ab dem 1. März 2016 um einen Festbetrag

in Höhe von 35,00 Euro und
- ab dem 1. Februar 2017 um einen Festbetrag

in Höhe von 30,00 Euro.
Die Praktikantenentgelte erhöhen sich entspre-
chend Absatz 3 Ziffer 1.

b) Übernahme von Auszubildenden
§ 16a TVAöD – Allgemeiner Teil- (Übernah-
me von Auszubildenden) wird ab dem 1. März
2016 wieder in Kraft gesetzt und tritt mit Ab-
lauf des 28. Februar 2018 außer Kraft.

c) Lernmittelzuschuss
Auszubildende nach dem TVAöD – Besonde-
rer Teil BBiG erhalten in jedem Ausbildungs-
jahr einen Lernmittelzuschuss in Höhe von
50,00 Euro brutto. § 11 Absatz 2 TVAöD –
Besonderer Teil BBiG bleibt unberührt.

d) Übernachtungs- und Verpflegungskosten bei
Berufsschulblockunterricht
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Für den Besuch der regulären auswärtigen Be-
rufsschule im Blockunterricht erhalten Auszu-
bildende die notwendigen Auslagen für Unter-
kunft und Verpflegungsmehraufwand nach
Maßgabe des § 10 Absatz 2 TVAöD – BT
BBiG. Erstattet werden damit die nachgewie-
senen notwendigen Kosten einer Unterkunft
am auswärtigen Ort, soweit nicht eine unent-
geltliche Unterkunft zur Verfügung steht. Da-
zu wird für volle Kalendertage der Anwesen-
heit am auswärtigen Ausbildungsort ein Ver-
pflegungszuschuss in Höhe der nach der Sozi-
alversicherungsentgeltverordnung maßgeben-
den Sachbezugswerte für Frühstück, Mittag-
essen und Abendessen gewährt. Bei unentgelt-
licher Verpflegung wird der jeweilige Sachbe-
zugswert einbehalten. Bei einer über ein Wo-
chenende oder einen Feiertag hinaus andau-
ernden Ausbildungsmaßnahme werden die da-
durch entstandenen Mehrkosten für Unter-
kunft und Verpflegungsmehraufwand in glei-
cher Weise erstattet. Leistungen Dritter sind
anzurechnen.

e) Urlaub
Der Urlaubsanspruch nach § 9 Abs. 1 TVAöD
– Besonderer Teil BBiG-, § 9 Abs. 1 Satz 1
TVAöD – Besonderer Teil Pflege- und § 10
TVPöD beträgt ab dem Urlaubsjahr 2016 bei
Verteilung der wöchentlichen Ausbildungszeit
auf fünf Tage in der Kalenderwoche 29 Ar-
beitstage.

f) Jahressonderzahlung für Auszubildende,
Praktikantinnen und Praktikanten
Die Bemessungssätze der Jahressonderzah-
lung für Auszubildende, Praktikantinnen und
Praktikanten des Tarifgebietes Ost werden ge-
mäß der als Anlage 3 beigefügten Tabelle be-
ginnend ab 2016 schrittweise angepasst.

3. Einführung der Stufe 6 in den Entgeltgruppen 9a
bis 15
In der Anlage A (Bund) zu § 15 TVöD werden die
Entgeltgruppen 9b bis 15 um die Tabellenwerte der
Stufe 6 der Entgeltgruppen 9 bis 15 der ab dem
1. März 2015 geltenden Entgelttabelle A (VKA)
ergänzt und in der Entgeltgrupe 9a eine Stufe 6 mit
dem Tabellenwert 3.456,98 Euro eingefügt.
Diese Werte nehmen an der Erhöhung nach Ab-
satz 3 Ziffer 1 dieser Arbeitsrechtsregelung teil.

§ 2 Inkrafttreten
Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. August 2016
in Kraft.
B e r l i n, 10. Juni 2016

Arbeitsrechtliche Kommission
Dr.  K r u t t s c h n i t t

Vorsitzender

Nr. 86* - Arbeitsrechtsregelung
(Beschluss) Eigenbeteiligung an der

Zusatzversorgung.
Vom 10. Juni 2016.

Aufgrund § 2 Absatz 2 Arbeitsrechtsregelungsgesetz
EKD (ARRG-EKD) vom 10. November 1988 (ABl.
EKD S. 366), zuletzt geändert am 12. November 2014
(ABl. EKD S. 363) hat die Arbeitsrechtliche Kom-
mission der EKD am 10. Juni 2016 folgende Arbeits-
rechtsregelung beschlossen:

§ 1
Eigenbeteiligung an der Zusatzversorgung

Die Dienstvertragsordnung der Evangelischen Kirche
in Deutschland (DVO.EKD) in der Fassung vom 25.
August 2008 (ABl. EKD S. 341), zuletzt geändert am
15. März 2016 (ABl. EKD 2016 S. 139), wird wie folgt
geändert:
1. In § 14 wird folgender neuer Absatz 1c eingefügt:

"(1c) Wird die zusätzliche Alters- und Hinterblie-
benenversorgung über eine kirchliche Versor-
gungskasse durchgeführt, die nach dem Prinzip der
Kapitaldeckung arbeitet, trägt die Mitarbeiterin
oder der Mitarbeiter, sofern keine Eigenbeteili-
gung nach Absatz 1a geleistet wird, die über 4,8
Prozent des zusatzversorgungspflichtigen Brutto-
arbeitsentgelts hinaus gehenden Pflichtbeiträge
zur Zusatzversorgung zur Hälfte. Die Eigenbetei-
ligung nach Satz 1 ist auf maximal 1 Prozent be-
grenzt und wird nach Ablauf von fünf Jahren nach
Rechtskraft des Beschlusses neu verhandelt."

2. Es wird eine beiderseitige Verhandlungszusage für
folgende Fälle gegeben:
- die Pflichtbeiträge übersteigen 8,0 Prozent,
- im Tarifvertrag über die betriebliche Altersver-

sorgung der Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung –
ATV) erfolgen Anpassungen auf der Leis-
tungsseite.

§ 2 Inkrafttreten
Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 31. August 2016
in Kraft
B e r l i n, 10. Juni 2016

Arbeitsrechtliche Kommission
Dr. K r u t t s c h n i t t

Vorsitzender

Nr. 87* - Arbeitsrechtsregelung
(Beschluss) Änderung der DVO.EKD,

Anlage 2.
Vom 10. Juni 2016.

Aufgrund § 2 Absatz 2 Arbeitsrechtsregelungsgesetz
EKD (ARRG-EKD) vom 10. November 1988 (ABl.
EKD S. 366), zuletzt geändert am 12. November 2014
(ABl. EKD S. 363) hat die Arbeitsrechtliche Kom-
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mission der EKD am 10. Juni 2016 folgende Arbeits-
rechtsregelung beschlossen:

§ 1 Änderung der Anlage 2 der DVO.EKD
(Entgeltgruppenplan)

Die Dienstvertragsordnung der Evangelischen Kirche
in Deutschland (DVO.EKD) in der Fassung vom
25. August 2008 (ABl. EKD S. 341), zuletzt geändert
am 15. März 2016 (ABl. EKD S. 139), wird wie folgt
geändert:
1. Im Inhaltsverzeichnis der Anlage 2 der DVO.EKD

(Anlage zu § 8 Satz 1 der Dienstvertragsordnung
der Evangelischen Kirche in Deutschland – vom
15. März 2016 (ABl. EKD S. 139) wird nach der
Angabe "63. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
der Informationstechnik" die Angabe "64. Fahrer-
innen und Fahrer" eingefügt.

2. Nach dem Einzelgruppenplan 63 wird ein neuer
Einzelgruppenplan 64 wie folgt eingefügt:
"64. Fahrerinnen und Fahrer
Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die als Fah-
rerinnen oder Fahrer tätig sind, richten sich Ein-
gruppierung und Entgelt nach der jeweils gültigen
Fassung des Tarifvertrages für die Kraftfahrer und
Kraftfahrerinnen des Bundes (KraftfahrerTV
Bund) vom 13. September 2005."

§ 2 Inkrafttreten
Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. August 2016
in Kraft.
B e r l i n, 10. Juni 2016

Arbeitsrechtliche Kommission
Dr. K r u t t s c h n i t t

Vorsitzender

Nr. 88* - 14. Änderung der Neufassung
der Satzung der Evangelischen

Zusatzversorgungskasse
(Wegfall des Vorbehalts).

Vom 25. Juli 2016.
Der satzungsgemäße Vorbehalt der in der Ausgabe Nr.
6/16 Ziff. 63 des Amtsblatts der EKD (S. 139, 146)
veröffentlichten 14. Änderung der Neufassung der
Satzung der Evangelischen Zusatzversorgungskasse
(siehe dort § 3 - Vorbehaltsregelung) ist entfallen. Der
Aufsichtsrat der EZVK hat durch Beschluss vom
14.07.2016 festgestellt, dass alle hierfür erforderli-
chen Voraussetzungen erfüllt sind.
D a r m s t a d t , 25. Juli 2016

Evangelische Zusatzversorgungskasse
- Anstalt des öffentlichen Rechts -

Der Vorstand

Stephan Schulze Schwien-
horst
(Vorsitzender)

Vanessa
Baumann

Christian
Fuhrmann

Nr. 89* - Erste Änderung der Ordnung
der Evangelischen Fachstelle für

Arbeitssicherheit und
Gesundheitsschutz (EFAS).

Vom 26. August 2016.
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
folgende Änderung der Ordnung der Evangelischen
Fachstelle für Arbeitssicherheit und Gesundheits-
schutz (EFAS) beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Ordnung der Evangelischen

Fachstelle für Arbeitssicherheit und
Gesundheitsschutz (EFAS)

Die Ordnung der Evangelischen Fachstelle für Ar-
beitssicherheit und Gesundheitsschutz (EFAS) vom
2./3. September 2005 (ABI. EKD S. 572) wird wie
folgt geändert:
1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

"Ordnung der Evangelischen Fachstelle für Ar-
beits- und Gesundheitsschutz (EFAS)"

2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) ln Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "Arbeitssi-

cherheit" durch das Wort "Arbeits-" ersetzt.
b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein-

gefügt:
"(2) Zur Erfüllung dieser Aufgabe besteht das
Fachteam der EFAS mindestens aus den Dis-
ziplinen Arbeitsmedizin und Sicherheitstech-
nik."

c) Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 3 und
wie folgt gefasst:
"(3) Die EFAS nimmt die Aufgaben im Rah-
men des Präventionskonzeptes der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland wahr."

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die
Absätze 4 und 5.

3. ln Absatz 2 Satz 2 werden hinter dem Wort "Fach-
kraft" die Wörter "für Arbeitssicherheit" eingefügt.

4. § 3 wird wie folgt gefasst:
"§ 3

Fachteam
Das Fachteam ist in seiner fachlichen Beratungs-
tätigkeit gegenüber den Gliedkirchen und ihren
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen von
Weisungen unabhängig. Grundsatzentscheidun-
gen und allgemeine Richtlinien werden im Beirat
der EFAS beraten."

5. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

"(1) Dem Beirat gehören an:
a) vier Vertreter und Vertreterinnen der

Gliedkirchen, die von der Kirchenkon-
ferenz bestimmt werden;

b) vier Vertreter und Vertreterinnen der Mi-
tarbeiterschaft, die von der Ständigen
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Konferenz nach § 55a Absatz 1 des Mit-
arbeitervertretungsgesetzes der EKD be-
stimmt werden;

c) zwei Experten und Expertinnen für Ar-
beits- und Gesundheitsschutz, die vom
Kirchenamt der EKD berufen werden.

Der Beirat hat die Möglichkeit, zu Sachfragen
Gäste zu laden."

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
"(3) Die EFAS bereitet die Sitzungen des Bei-
rates vor. Sie stellt die Tagesordnung im Ein-
vernehmen mit der oder dem Vorsitzenden
auf."

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
"(4) Das Arbeitsrechtsreferat und das Fach-
team nehmen an den Sitzungen des Beirates
teil."

6. § 5 wird wie folgt gefasst:
„§ 5

Aufgaben des Beirats
Der Beirat hat folgende Aufgaben: Er
a) begleitet die Umsetzung des Präventionskon-

zepts der EKD und dessen Fortentwicklung
und berät gesamtkirchliche Anliegen des Ar-
beitsschutzes und der Unfallverhütung;

b) gibt der EFAS Impulse für ihre Arbeit;
c) begleitet die Arbeit der EFAS in Bezug auf

inhaltliche Schwerpunkte und Maßnahmen;

d) beschließt den Entwurf des jährlichen Finanz-
plans der EFAS;

e) berät den Jahresbericht der EFAS.
Der Jahresbericht beinhaltet die Dokumentation
gemäß des Präventionskonzepts."

7. § 6 wird wie folgt gefasst:
“§ 6

Kosten der EFAS
(1) Die Kosten der EFAS werden durch besondere
Umlagen der Gliedkirchen getragen. Die Berufs-
genossenschaften unterstützen die Arbeit durch die
Zuweisung von Sachmitteln.
(2) Die Verwaltung und Zuweisung der Mittel er-
folgt durch das Kirchenamt. Das Kirchenamt kann
Verwaltungsaufgaben auf die EFAS übertragen."

Artikel 2
lnkrafttreten

Diese Änderung tritt am 1. Oktober 2016 in Kraft.
H a n n o v e r, 26. August 2016

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland

––––––––––––––

C. Aus den Gliedkirchen

Evangelische Landeskirche in Baden

Nr. 90 - Kirchliches Gesetz zur
Änderung des Ausführungsgesetzes

zum Pfarrdienstgesetz der EKD sowie
des Ausführungsgesetzes zum

Kirchenbeamtengesetz der EKD.
Vom 23. April 2016. (GVBl. S. 130)

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz
beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Ausführungsgesetzes zum

Pfarrdienstgesetz der EKD
Das Ausführungsgesetz zum Kirchengesetz zur Rege-
lung der Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfar-
rer in der Evangelischen Kirche in Deutschland vom
16. April 2011 (GVBl. S. 91), zuletzt geändert am
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23. Oktober 2014 (GVBl. 2015 S. 3), wird wie folgt
geändert:
1. Nach § 24 wird folgender § 24a eingefügt:

„§ 24a
(Zu § 91) Ärztliche Gutachten

Gutachten, Untersuchungen und Beobachtungen
können auch durch Fachärztinnen und Fachärzte
erfolgen.“

2. § 25 wird wie folgt gefasst:
„§ 25

(Zu § 105) Rechtsweg
Für Streitigkeiten aus dem Pfarrdienstverhältnis ist
der Rechtsweg zum kirchlichen Verwaltungsge-
richt eröffnet (§ 14 VWGG).“

3. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefügt:
„§ 25a

(Zu § 106) Leistungsbescheid
(1) Vermögensrechtliche Ansprüche aus dem
Pfarrdienstverhältnis können durch Leistungsbe-
scheid geltend gemacht werden. Die Möglichkeit,
einen Anspruch durch Erhebung einer Klage zu
verfolgen, bleibt unberührt.
(2) Der Leistungsbescheid wird vom Evangeli-
schen Oberkirchenrat auf Antrag der forderungs-
berechtigten kirchlichen Körperschaft oder von
Amts wegen erlassen. Er soll nur erlassen werden,
wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer zur Zahlung
nicht bereit oder mit dem Einbehalt von Dienst-
oder Versorgungsbezügen nicht einverstanden ist.
(3) Ein Leistungsbescheid über die Kosten eines
Verfahrens vor einem kirchlichen Gericht kann nur
aufgrund eines Kostenfestsetzungsbeschlusses des
kirchlichen Gerichtes und erst dann erlassen wer-
den, wenn der Kostenfestsetzungsbeschluss nicht
mehr anfechtbar ist.
(4) Der Leistungsbescheid wird mit der Zustellung
an die Pfarrerin oder den Pfarrer sofort vollziehbar.
(5) Der Leistungsbescheid wird durch den Einbe-
halt des festgesetzten Betrages von den Dienst-
oder Versorgungsbezügen vollzogen. Der Evange-
lische Oberkirchenrat führt die einbehaltenen Be-
träge, wenn eine andere kirchliche Körperschaft
forderungsberechtigt ist, an diese ab.
(6) Für den Vollzug des Leistungsbescheides gel-
ten die Vorschriften der Zivilprozessordnung über
die Unpfändbarkeit von Forderungen entspre-
chend.
(7) Der Evangelische Oberkirchenrat bestimmt die
Höhe des monatlich einzubehaltenden Betrages
und entscheidet über Anträge auf Aussetzung der
Vollziehung.
(8) Für die Geltendmachung von vermögensrecht-
lichen Ansprüchen gegenüber versorgungsberech-
tigten Angehörigen einer Pfarrerin oder eines Pfar-
rers gelten die Absätze 1 bis 7 entsprechend.“

Artikel 2
Änderung des Gesetzes zur Ausführung des

Kirchenbeamtengesetzes der EKD
Das Kirchliche Gesetz zur Ausführung des Kirchen-
beamtengesetzes der EKD (KirchenbeamtenAG – AG
KBG.EKD) vom 29. April 2006 (GVBl. S. 149), zu-
letzt geändert am 23. Oktober 2013 (GVBl. S. 295),
wird wie folgt geändert:
Es wird folgender § 10 angefügt:

„§ 10
Anwendung weiterer Vorschriften

§§ 24a und 25a des Ausführungsgesetzes zum Pfarr-
dienstgesetz der EKD sind entsprechend anwendbar.“

Artikel 3 Inkrafttreten
Dieses kirchliche Gesetz tritt am 1. Juli 2016 in Kraft.
Dieses kirchliche Gesetz wird hiermit verkündet.
K a r l s r u h e, den 23. April 2016

Der Landesbischof
Prof . Dr . Jochen C o r n e l i u s - B u n d s c h u h

Nr. 91 - Kirchliches Gesetz zur
Änderung des Ausführungsgesetzes

zum Besoldungs- und
Versorgungsgesetz der EKD.

Vom 22. April 2016. (GVBl. S. 131)
Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz
beschlossen:

§ 1
Änderung des Ausführungsgesetzes zum

Besoldungs- und Versorgungsgesetz der EKD
Das Kirchliche Gesetz zur Ausführung des Besol-
dungs- und Versorgungsgesetzes der EKD (AG-BVG-
EKD) vom 21. Oktober 2015 (GVBl. S. 168) wird wie
folgt geändert:
1. § 1 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Einstufung der Oberkirchenrätinnen und
Oberkirchenräte nach Absatz 1 Nr. 5 in die Besol-
dungsgruppe B3 erfolgt nach zwei Jahren.“

2. § 1 Abs. 7 wird wie folgt gefasst:
„(7) Für Pfarrerinnen und Pfarrer wird nach § 28
BBesG als zusätzliche Erfahrungszeit die Zeit des
Lehrvikariats mit zwei Jahren berücksichtigt.“

3. § 20 Abs. 4 entfällt.

§ 2
Inkrafttreten

Dieses kirchliche Gesetz tritt am 1. Juli 2016 in Kraft.
Dieses kirchliche Gesetz wird hiermit verkündet.
K a r l s r u h e, den 22. April 2016

Der Landesbischof
Prof . Dr . Jochen C o r n e l i u s - B u n d s c h u h
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Nr. 92 - Kirchliches Gesetz über die
Zustimmung zum Kirchengesetz zur

Änderung der Grundordnung der
EKD. Vom 22. April 2016.

(GVBl. S. 131)
Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz
beschlossen:

§ 1
Zustimmung

Dem Kirchengesetz zur Änderung der Grundordnung
der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 11.
November 2015 wird zugestimmt.

§ 2
Inkrafttreten

Dieses kirchliche Gesetz tritt am 1. Juli 2016 in Kraft.
Dieses kirchliche Gesetz wird hiermit verkündet.
K a r l s r u h e, den 22. April 2016

Der Landesbischof
Prof . Dr . Jochen C o r n e l i u s - B u n d s c h u h

Nr. 93 - Kirchliches Gesetz zur
Einführung der Kirchlichen

Lebensordnung über die
Konfirmation.

Vom 22. April 2016. (GVBl. S. 131)
Die Landessynode hat gemäß Artikel 60 Nr. 5 Grund-
ordnung das folgende kirchliche Gesetz beschlossen:

§ 1
Für den Bereich der Evangelischen Landeskirche in
Baden wird die angeschlossene Lebensordnung Kon-
firmation eingeführt.

§ 2
(1)  Dieses kirchliche Gesetz tritt am 1. Juni 2016 in
Kraft.
(2)  Gleichzeitig treten das Einführungsgesetz zur
kirchlichen Lebensordnung »Die Konfirmation« vom
17. Oktober 1989 (GVBl. 1990 S. 1) und die Leitlinien
für Konfirmation vom 6. März 1990 (GVBl. S. 77),
sowie alle Bestimmungen, die durch dieses Gesetz er-
setzt oder mit ihm nicht zu vereinbaren sind, außer
Kraft.
Dieses kirchliche Gesetz wird hiermit verkündet.
K a r l s r u h e, den 22. April 2016

Der Landesbischof
Prof . Dr . Jochen C o r n e l i u s - B u n d s c h u h

Lebensordnung Konfirmation
I. Wahrnehmung der Situation

1. Geschichte und gegenwärtige Bedeutung: Die
evangelische Kirche konfirmiert Jugendliche, weil sie
den christlichen Glauben weitergeben will. Sie erfüllt
damit die Verpflichtung, die sie mit der Taufe von
Kindern übernimmt: Diese auch als Jugendliche zu
begleiten und ihnen die Möglichkeit zu geben, sich mit
den Inhalten des christlichen Glaubens auseinander-
zusetzen und die Konsequenzen für die Gestaltung ih-
res Lebens zu entdecken.
Seit der Reformation feiern evangelische Kirchen die
Konfirmation. Der Kindertaufe wird ein nachgeholter
Taufunterricht über die wesentlichen Inhalte des
christlichen Glaubens zur Seite gestellt. Eine Konfir-
mationshandlung, zu der das Ja zum christlichen Glau-
ben durch ein öffentliches Glaubensbekenntnis und
die Einsegnung mit Handauflegung gehören, schließt
die Konfirmandenzeit ab.
Mit der Konfirmation war traditionell die Zulassung
zum Heiligen Abendmahl verbunden: Mit der Konfir-
mation begann das Leben als erwachsener Christ. In
vielen Kirchen befähigt die Konfirmation bis heute zur
Übernahme des Patenamtes. Im Unterschied zur Fir-
mung durch den Bischof in der römischkatholischen
Kirche wird der Akt der Konfirmation in den evange-
lischen Kirchen nicht als Sakrament, sondern als Se-
genshandlung verstanden.
Mit der Einführung der Konfirmation durch Martin
Bucer (1539) wurde in der Zeit der Reformation ein
Kompromiss zwischen Gegnern und Befürwortern der
Kindertaufe gefunden. Im 18. und 19. Jahrhundert
(Aufklärung und Pietismus) setzte sich die Konfirma-
tion flächendeckend in den evangelischen Landeskir-
chen und im öffentlichen Bewusstsein durch.
Heute gehören Konfirmation und Konfirmandenzeit
nach wie vor selbstverständlich zu einer evangeli-
schen Biographie. In Deutschland wird jedes Jahr ein
stabiler Anteil von einem Drittel aller 14-Jährigen
konfirmiert. In der Evangelischen Landeskirche in Ba-
den melden sich jedes Jahr fast alle der 13 Jahre zuvor
getauften und zudem viele ungetaufte Jugendliche zur
Konfirmandenzeit an. Die Konfirmandenarbeit hat
(weit über Deutschland hinaus) gesellschaftliche Be-
deutung als größte nonformale Bildungsveranstaltung
und als Teil der Jugendkultur. Sie hat eine ebenso gro-
ße kirchliche Bedeutung als stabilste evangelische Ka-
sualie und als Anker kirchlicher Arbeit mit Jugendli-
chen. In den letzten Jahren ist die Konfirmandenarbeit
dadurch auch ein Kristallisationspunkt ehrenamtlicher
Mitarbeit von Jugendlichen und Erwachsenen ("Kon-
fi-Teamer") geworden. Hier zeigt sich exemplarisch,
dass die Verknüpfung von Konfirmandenarbeit mit
der Kinder- und Jugendarbeit eine zentrale Aufgabe
der Gemeinde ist.
Große empirische Studien der letzten Jahre zeigen die
Wertschätzung, die Jugendliche und Eltern der Kon-
firmation entgegenbringen, ebenso wie die grundle-
gende Bedeutung für die Bindung an die Kirche, die
eine gute Konfirmandenzeit erreichen kann. Die Kon-
firmandenzeit und die Konfirmation sind für das spä-
tere Verhältnis der Konfirmierten zur Kirche prägend.
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Die Konfirmandenzeit ist daher ein zentraler Teil des
bildenden Handelns der Kirche (konfirmierendes
Handeln der Gemeinde).
2. Herausforderungen und Chancen für die heutige
Konfirmandenarbeit ergeben sich an mehreren Stel-
len.
In der Konfirmandenzeit erschließt sich den Jugend-
lichen die Bedeutung des christlichen Glaubens und
der Überlieferungen der Kirche für ihr Leben. In der
Konfirmandenzeit erwerben sie die Kompetenz, die
christliche Botschaft mit dem eigenen Leben zu ver-
knüpfen. Darum zielt die Konfirmandenzeit hin auf
eine aktive Teilnahme und Mitgestaltung an christli-
cher und gemeindlicher Glaubenspraxis.
Die Arbeit mit Konfirmandinnen und Konfirmanden
geschieht inklusiv und geht auf die Vielfalt der Ju-
gendlichen ein. Sie bietet Jugendlichen aller Schular-
ten und Milieus gemeinsam die Chance an, sich dem
christlichen Glauben zu öffnen. Sie braucht dafür an-
gemessene Arbeitsformen.
Die Konfirmation genießt bei den Jugendlichen selbst
und bei ihren Eltern hohe Wertschätzung. Die Familie
ist im Lebensalter der Konfirmandinnen und Konfir-
manden ein sehr wichtiger Lebensrahmen. Die Kon-
firmandenzeit bietet die Gelegenheit, Eltern aktiv an
der religiösen Bildung ihrer Kinder teilhaben zu las-
sen. Sie werden sich dadurch neu ihrer Bindung zur
Kirche bewusst oder können, wenn diese Bindung
nicht besteht, die Relevanz religiöser Bildung und die
Bedeutung der Kirche dafür erfahren.
Bei Eltern und Jugendlichen ist das Bewusstsein dafür
wach, dass sich im Jugendalter ein Ablösungsprozess
vollzieht. Oft ist die Konfirmandenzeit ein erster Hö-
hepunkt dieses Prozesses und die Konfirmation eine
Handlung, die diese Ablösung für Jugendliche und El-
tern gleichermaßen eindrücklich darstellt. Dass sich in
der Konfirmation das Motiv der Mündigkeit nicht nur
auf den Glauben, sondern auf das ganze Lebensgefühl
der Jugendlichen bezieht, macht sie lebensgeschicht-
lich bedeutsam und verankert sie in der Generation der
13- und 14-Jährigen.
Angesichts der zunehmenden Säkularisierung und re-
ligiösen Differenzierung der Gesellschaft leistet die
Konfirmandenzeit einen wichtigen Beitrag zur Bil-
dung evangelischer Identität und zur Beheimatung in
der evangelischen Kirche. Sie trägt dazu bei, dass Ju-
gendliche angesichts der Vielfalt und des Nebenei-
nanders von Religionen und Weltanschauungen dia-
log- und auskunftsfähig sind, ihren evangelischen
Glauben im Alltag leben und ihn öffentlich vertreten.
II. Biblisch-theologische Orientierung
1. Die Konfirmandenarbeit hat ihre biblische Grund-
lage im Auftrag Jesu Christi: "Mir ist gegeben alle
Gewalt im Himmel und auf Erden. Darum gehet hin
und machet zu Jüngern alle Völker: Taufet sie auf den
Namen des Vaters und des Sohnes und des Heiligen
Geistes und lehret sie halten alles, was ich euch be-
fohlen habe. Und siehe, ich bin bei euch alle Tage bis
an der Welt Ende (Mt 28, 18-20)."

Die Konfirmandinnen und Konfirmanden sind Kirche
und Teil der Gemeinde vor Ort. Sie erfahren, was es
bedeutet, getauft zu sein. Sie reflektieren und leben
ihren eigenen Glauben an Jesus Christus in der Ge-
meinde und darüber hinaus.
2. In der Konfirmandenzeit begleiten die für die Kon-
firmandenarbeit Verantwortlichen die Jugendlichen
und ermöglichen ihnen, in Zeugnis und persönlicher
Beziehung zu erfahren, was es bedeutet, als Christ zu
leben. Dazu gehören die Erfahrungen von Mündigkeit,
Gemeinschaft und Segen. Die Konfirmation nimmt
diese Erfahrungen auf und verdichtet sie.
3. In der Konfirmandenzeit begegnen die Konfirman-
dinnen und Konfirmanden intensiv der biblischen Bot-
schaft. Sie erproben, welche Bedeutung sie für ihr Le-
ben haben kann. Die Konfirmandinnen und Konfir-
manden finden Ausdrucksformen für ihren Glauben.
So machen sie exemplarisch Erfahrungen, was es
heißt, mündiger Christ zu sein.
4. In der Konfirmandenzeit erleben die Konfirman-
dinnen und Konfirmanden sich als Gemeinde, als Ge-
meinschaft Verschiedener, die durch die Zugehörig-
keit zur evangelischen Kirche verbunden sind. Sie er-
fahren exemplarisch, dass sie in dieser Kirche Gestal-
tungsmöglichkeiten haben und für diese Kirche Ver-
antwortung tragen. Die Gemeinden werden durch die
Konfirmandinnen und Konfirmanden herausgefor-
dert, die Bedürfnisse und Erwartungen junger Men-
schen ernst zu nehmen. Die Konfirmandenzeit ermög-
licht den Konfirmandinnen und Konfirmanden eine
Beheimatung in der Kirche.
5. Die Konfirmandenzeit ist für Konfirmandinnen und
Konfirmanden eine Zeit gesteigerter Aufmerksamkeit
für Gott. In der Auseinandersetzung mit der biblischen
Botschaft und in der Gemeinschaft der Kirche werden
Zuspruch und Anspruch Gottes auf das Leben der
Konfirmandinnen und Konfirmanden deutlich. In der
Konfirmation mit der Einsegnung werden die Tauf-
zusage Gottes, das Taufversprechen und der Taufse-
gen vergegenwärtigt und bekräftigt. Für die Kirche ist
die Konfirmandenzeit eine Chance, die Taufbotschaft
neu auszurichten und Gottes Gnade, Liebe und Ge-
meinschaft erfahrbar zu machen (2. Kor 13,13).
III. Regelungen für die Praxis

Artikel 1
Die Konfirmandenarbeit der Pfarrgemeinde

(1)  Trägerin der Konfirmandenarbeit ist vorrangig die
Pfarrgemeinde oder ein Verbund von Pfarrgemeinden.
Die Verantwortung für die Konfirmandenarbeit vor
Ort tragen Pfarrerinnen und Pfarrer bzw. Gemeinde-
diakoninnen und Gemeindediakone zusammen mit
dem Ältestenkreis.
(2)  Die Verantwortlichen gewährleisten, dass in ih-
rem Zuständigkeitsbereich Konfirmandenarbeit statt-
findet, die der Lebensordnung der Evangelischen Lan-
deskirche in Baden entspricht.
(3)  Konfirmandenarbeit wird in der Regel von einem
Team aus Hauptamtlichen (im allgemeinen Pfarrerin-
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nen und Pfarrer, Gemeindediakoninnen und Gemein-
dediakone) und ehrenamtlich tätigen Jugendlichen
oder Erwachsenen ("Konfi-Teamer") durchgeführt.
(4)  Der Ältestenkreis ist über die Statistik, den Jah-
resplan, die Organisationsform und die Inhalte der
Konfirmandenarbeit informiert und entscheidet nach
Beratung mit den Mitarbeitenden über den Konfirma-
tionstermin, über die Zurückstellung von der Konfir-
mation und über die Zusammenarbeit mit anderen
Pfarrgemeinden in der Konfirmandenarbeit (regionale
Konfirmandenarbeit).
(5)  Der Ältestenkreis sorgt dafür, dass geeignete Räu-
me zur Verfügung stehen, plant die Sach- und Maß-
nahmenkosten der Konfirmandenarbeit im Haushalt
ein, betraut geeignete Mitarbeitende mit der Konfir-
mandenarbeit und unterstützt deren Fortbildung.
(6)  Der Ältestenkreis trägt die Verantwortung dafür,
dass die Konfirmandenarbeit in ein Gemeindekonzept
eingebettet ist, das im gottesdienstlichen und sonsti-
gen Leben der Gemeinde die Perspektive von Kindern
und Jugendlichen und deren Eltern ausreichend be-
rücksichtigt.

Artikel 2
Einladung und Anmeldung

(1)  Die Pfarrgemeinde lädt öffentlich und persönlich
alle getauften und nicht getauften Jugendlichen aus
evangelischen Haushalten (Familien mit mindestens
einem evangelischen Familienmitglied) der entspre-
chenden Altersstufe zur Konfirmandenzeit ein. Ju-
gendliche aus evangelischen Haushalten, die sich
nicht zur Konfirmandenzeit anmelden, werden soweit
möglich durch persönliche Ansprache erneut und be-
sonders eingeladen. Die Einladung zur Konfirmation
gilt auch für Jugendliche aus nicht evangelischen
Haushalten, insbesondere solche, welche durch die
Teilnahme am evangelischen Religionsunterricht ein
Interesse an der Kirche bekunden. Der evangelische
Religionsunterricht der 7. Klasse soll als Gelegenheit
genutzt werden, die Schülerinnen und Schüler zur
Konfirmandenzeit einzuladen.
(2)  Die Konfirmandenzeit findet in der Regel in der
Altersstufe der 8. Klasse statt.
(3)  Konfirmandinnen und Konfirmanden werden in
der Pfarrgemeinde angemeldet, in der sie wohnen. Soll
die Anmeldung in einer anderen Gemeinde erfolgen,
holt diese beim zuständigen Pfarramt einen Abmelde-
schein (Dimissoriale) ein. Bei regional ausgerichteter
Konfirmandenarbeit treffen die beteiligten Pfarrge-
meinden unter sich entsprechende Regelungen.
(4)  Bei der Anmeldung informiert die Pfarrgemeinde
die Jugendlichen und ihre Eltern über Organisations-
form, Inhalte, Ziele und Termine der Konfirmandenz-
eit.
(5)  Die Konfirmandinnen und Konfirmanden sollen
den evangelischen Religionsunterricht besuchen, da
das Bildungshandeln der Kirche in Gemeinde und
Schule einander ergänzt. Ist das nicht der Fall, findet

ein klärendes Gespräch statt. Die Schuldekanin oder
der Schuldekan ist darüber zu informieren.

Artikel 3
Jahresplan und Organisationsform

(1)  Die Konfirmandenarbeit kann in verschiedenen
Organisationsformen (wöchentliche Treffen, regel-
mäßige Treffen längerer Dauer, Blockveranstaltun-
gen, Konfi-Tage, KonfiCamp) oder als Mischung der-
selben gestaltet werden. Dabei sollen auch handlungs-
und erlebnisorientierte Angebote (Praktika, Konfi-
Fahrten, Seminare, soziale Projekte, Konfi-Tage oder
Konfi-Großveranstaltungen) gemacht werden. Eine
regionale Kooperation von Pfarrgemeinden ist mög-
lich.
(2)  Durch die Schulbesuchsverordnung ist der Mitt-
wochnachmittag für die Konfirmandenarbeit freige-
halten. Dieses Zeitfenster soll für die Konfirmanden-
arbeit intensiv und kreativ genutzt werden.
(3)  Einzelne Treffen oder Einheiten dauern in der Re-
gel mindestens 90 Minuten.
(4)  Die Veranstaltungen der Konfirmandenzeit um-
fassen in der Summe mindestens 60 Zeitstunden und
finden in der Regel über einen Zeitraum von mindes-
tens 9 Monaten hinweg statt.
(5)  Organisationsformen, Inhalte, Gottesdienste und
Termine der Konfirmandenzeit bilden sich in einem
Jahresplan ab.

Artikel 4
Gruppe

(1)  Die Größe einer arbeitsfähigen Konfi-Gruppe liegt
in der Regel bei mindestens 12 Jugendlichen. Ist die
Gruppe kleiner, suchen die Verantwortlichen in Ab-
stimmung mit dem Ältestenkreis regionale Koopera-
tionen.
(2)  Die Unterschiedlichkeit der Jugendlichen in einer
Konfi-Gruppe ist im Blick auf Organisation und Me-
thoden zu berücksichtigen. Im Sinne der Inklusion
sollen alle Konfirmandinnen und Konfirmanden den
ihnen angemessenen Weg religiöser Bildung und Be-
heimatung in Konfi-Gruppe und Gemeinde gehen
können.

Artikel 5
Inhalte

(1)  Die Verantwortung für die Inhalte der Konfirman-
denzeit liegt bei der Pfarrgemeinde.
(2)  In der Konfirmandenzeit werden der christliche
Glaube und seine Traditionen elementar erschlossen.
Die Grundthemen (Jesus Christus, Dekalog, Credo)
und Grundvollzüge (Gemeinde/Gemeinschaft, Got-
tesdienst, Gebet/Vaterunser, Diakonie, Konfirmation)
des christlichen Glaubens sowie die Sakramente
(Abendmahl, Taufe) sind in den Jahresplan aufzuneh-
men. Dabei sollen sich die Konfirmandinnen und Kon-
firmanden Texte der Bibel und der kirchlichen Tradi-
tion in geeigneter Auswahl aneignen.
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(3)  Die Formen, in denen der christliche Glaube und
seine Traditionen erschlossen werden, orientieren sich
an der Lebenswelt der Jugendlichen. Durch den Bezug
auf ethische und lebensweltliche Fragen wird deutlich,
was Bibel und kirchliche Überlieferung für das Leben
der Jugendlichen bedeuten.

Artikel 6
Taufe

(1)  Konfirmandenarbeit knüpft an die Taufe an oder
lädt zur Taufe ein.
(2)  Für nicht getaufte Jugendliche kann die Taufe im
Verlauf der Konfirmandenzeit oder im Konfirmati-
onsgottesdienst ihren Platz finden.
(3)  Mit der Anmeldung zur Konfirmandenzeit bege-
ben sich nicht getaufte Jugendliche auf den Weg zur
Taufe. Die Konfirmandenzeit ist für sie Taufvorberei-
tung. Die Bereitschaft, sich taufen zu lassen, wird vo-
rausgesetzt. Darauf sind nicht getaufte Jugendliche
hinzuweisen. Falls ein Jugendlicher sich im Laufe der
Konfirmandenzeit gegen eine Taufe entscheidet, aber
weiter an der Konfirmandenzeit teilnehmen will, wird
ihr oder ihm dies ermöglicht.

Artikel 7
Abendmahl

(1)  "Das Recht zur Teilnahme am Abendmahl setzt
die Taufe voraus" (LO Abendmahl Artikel 4, Absatz
1).
(2)  In den Gemeinden der evangelischen Landeskir-
che in Baden werden bereits Kinder nach einer ent-
sprechenden Vorbereitung zum Abendmahl eingela-
den (vgl. LO Abendmahl Artikel 4, Absatz 2). Mit der
Konfirmation wird den Jugendlichen die Einladung
zur Teilnahme am Abendmahl in persönlicher Ver-
antwortung und Entscheidung öffentlich ausgespro-
chen. Das Abendmahl wird in Verantwortung der Un-
terrichtenden (nach entsprechender Einführung) mit
Konfirmandinnen und Konfirmanden schon vor der
Konfirmation gefeiert (vgl. LO Abendmahl Artikel 4,
Absatz 3).

Artikel 8
Gottesdienste

(1)  Jugendliche werden in der Konfirmandenzeit in
eine christliche Lebens- und Frömmigkeitspraxis hi-
nein genommen. Zu dieser Praxis gehören die Feier
von Gottesdiensten und Andachten in vielen Formen,
und auch von Taufe und Abendmahl. Konfirmandin-
nen und Konfirmanden und ihre Eltern werden deshalb
zu den Gottesdiensten in der Gemeinde eingeladen.
Diese Gottesdienste werden atmosphärisch und the-
matisch so gestaltet, dass die Eingeladenen spüren,
dass sie willkommen sind, angesprochen werden und
mit Freude an der Feier teilnehmen können. Die Kon-
firmandinnen und Konfirmanden sollen auch Gele-
genheit haben, besondere Jugendgottesdienste zu be-
suchen.
(2)  Von Konfirmandinnen und Konfirmanden vorbe-
reitete und mitgestaltete Gottesdienste (z.B. Einfüh-

rungsgottesdienst, Taufgottesdienste oder Gottes-
dienste, die aus thematischen Einheiten entwickelt
werden) gehören deswegen selbstverständlich zur
Konfirmandenzeit. In diesen Gottesdiensten stellen
die Konfirmandinnen und Konfirmanden Einsichten
aus ihrer Beschäftigung mit dem christlichen Glauben
und der biblischen Botschaft vor und übernehmen got-
tesdienstliche Verantwortung. Die Beteiligung von
Konfirmandinnen und Konfirmanden an Gottesdiens-
ten orientiert sich an ihren Fähigkeiten und Gaben.
(3)  Besondere Bedeutung hat der selbständig gestal-
tete Gottesdienst der Konfirmandinnen und Konfir-
manden vor dem Abschluss der Konfirmandenzeit. Er
entfaltet als Teil des Konfirmationsgeschehens das
Motiv der Mündigkeit in besonderer Weise. Dieser
Gottesdienst gibt den Jugendlichen die Möglichkeit,
ihre im Laufe der Konfirmandenzeit erworbenen
Kompetenzen zur Gestaltung eines besonderen Got-
tesdienstes einzusetzen.

Artikel 9
Abschluss der Konfirmandenzeit und

Konfirmation
(1)  Die Sonntage Jubilate, Kantate und Rogate sind
die bevorzugten Konfirmationstermine in der Landes-
kirche. Der Ältestenkreis kann aber auch andere Sonn-
tage, wie z.B. die Sonntage Misericordias Domini oder
Exaudi, als Konfirmationstage bestimmen.
(2)  Der Konfirmationsgottesdienst wird als festlicher
Gottesdienst der Gemeinde für die Jugendlichen und
ihre Familien gefeiert. In der Konfirmation bekräfti-
gen die Jugendlichen ihre Taufe und bekennen sich
damit zum Glauben und zu einem Leben als Christ in
dieser Welt. Sie empfangen unter Handauflegung den
Segen Gottes.
(3)  Für ihren Lebensweg wird den Konfirmandinnen
und Konfirmanden ein Bibelwort (Konfirmations-
spruch) zugesprochen.
(4)  Über die Konfirmation wird den Konfirmierten
eine Urkunde mit dem Konfirmationsspruch ausge-
stellt. Diese ist zu siegeln.
(5)  Die Konfirmation wird nach der Kirchenbuchord-
nung beurkundet.
(6)  Die Konfirmation setzt die Taufe und evangeli-
sches Bekenntnis voraus (Artikel 10, Abs. 4, Satz 1
GO). Jugendliche, die an der Konfirmandenarbeit teil-
genommen haben, sich jedoch nicht oder erst zu einem
späteren Zeitpunkt konfirmieren bzw. taufen lassen
wollen, erhalten über ihre Teilnahme eine Bescheini-
gung. Diese kann auf Wunsch der Jugendlichen im
Rahmen des Konfirmationsgottesdienstes überreicht
werden.
(7)  Die Konfirmation berechtigt zur Übernahme des
Patenamtes und zur Teilnahme am Abendmahl in per-
sönlicher Verantwortung und Entscheidung.
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Artikel 10
Bedenken gegen die Konfirmation,

Zurückstellung und Beschwerde
(1)  Eine Konfirmandin oder ein Konfirmand kann
durch Beschluss des Ältestenkreises von der Konfir-
mation zurückgestellt werden, wenn sie oder er den
Veranstaltungen der Konfirmandenzeit wiederholt
und ohne ausreichenden Grund fernbleibt oder beson-
dere Gründe einer Konfirmation zum jetzigen Zeit-
punkt entgegenstehen.
(2)  Im Falle einer Zurückstellung wird der oder dem
Betreffenden die Konfirmation zu einem späteren
Zeitpunkt in Aussicht gestellt.
(3)  Vor einer Zurückstellung werden rechtzeitig Ge-
spräche mit der Konfirmandin oder dem Konfirman-
den, mit den Eltern und mit Mitgliedern des Ältesten-
kreises geführt, um eine für alle Beteiligten gute Lö-
sung zu suchen.
(4)  Die Eltern haben im Fall einer Zurückstellung die
Möglichkeit, beim Bezirkskirchenrat Beschwerde ein-
zulegen. Dieser entscheidet endgültig. Eine Zurück-
stellung von der Konfirmation muss daher so recht-
zeitig ausgesprochen werden, dass die Einschaltung
des Bezirkskirchenrates zeitlich noch möglich ist.

Artikel 11
Kinder und Konfirmierte: Vor und nach der

Konfirmandenzeit
(1)  Jede Pfarrgemeinde trägt dafür Sorge, dass für
Kinder und ihre Eltern die Möglichkeit besteht, alters-
und situationsgerecht an Gottesdiensten, Abendmahl
und anderen Veranstaltungen der Gemeinde teil zu
nehmen.
(2)  Eine besondere, auf die Konfirmandenzeit bezo-
gene Ausprägung der Arbeit an Kindern und Eltern ist
Konfi 3. Konfi 3 ist ein Angebot der evangelischen
Kirche für Kinder der 3. Klasse und ihre Eltern. Mit
Konfi 3 bietet die Kirche einen altersgemäßen Zugang
zum Feiern des Abendmahls mit Kindern, eine beson-
dere Gelegenheit, Kinder zu taufen und eine Möglich-
keit für Kinder und Eltern, sich am gottesdienstlichen
Leben der Gemeinde zu beteiligen. Durch Konfi 3
wird deutlich, dass das konfirmierende Handeln der
Kirche eine länger dauernde Begleitung von Kindern
ist.
(3)  Die Konfirmandenzeit und die Konfirmation ge-
ben Anlass und Gelegenheit, Jugendliche auch für die
Zeit nach ihrer Konfirmation zur Teilnahme und Mit-
arbeit am kirchlichen Leben einzuladen. Erfahrungen
und Kompetenzen aus der Konfirmandenzeit können
so weiter gepflegt und entwickelt werden. Jede Ge-
meinde sorgt dafür, dass konfirmierten Jugendlichen
die Möglichkeit zur Teilnahme an Angeboten der Kir-
che bekannt ist und offen steht. Neben Angeboten der
Pfarrgemeinde sind hier auch Angebote der bezirkli-
chen Kinder- und Jugendwerke zu berücksichtigen.
Bereits während der Konfirmandenzeit wird zu An-
geboten der Jugendarbeit eingeladen. Konfirmanden-

arbeit und Jugendarbeit werden so weit wie möglich
personell verknüpft.
(4)  Eine besondere, auf die Konfirmandenzeit bezo-
gene Ausprägung der Mitarbeit von konfirmierten Ju-
gendlichen ist die Arbeit als Konfi-Teamer. Aus der
Mitarbeit von Konfi-Teamern erwächst die personelle
Verknüpfung von Konfirmanden- und Jugendarbeit.

Artikel 12
Konfirmation in besonderen Fällen

Ältere Jugendliche und Erwachsene, die als Kinder
getauft wurden, aber nicht konfirmiert sind, können
nach angemessener Vorbereitung konfirmiert werden.

Artikel 13
Konfirmationsjubiläen

(1)  Gottesdienste zu Konfirmationsjubiläen (Silberne
Konfirmation, Goldene Konfirmation usw.) sind An-
lass zu Dank und Erinnerung an Gottes Begleitung.
(2)  Gottesdienste zum Konfirmationsjubiläum sollen
in der Regel einmal im Jahr angeboten werden.
(3)  Sie erinnern die Jubilarinnen und Jubilare an die
eigene Konfirmation und entfalten exemplarisch die
Konfirmationsmotive der Mündigkeit (etwa durch den
Bezug auf die Lebenssituation und die Biografie der
Feiernden), der Gemeinschaft (etwa durch die Feier
des Heiligen Abendmahls) und des Segen (etwa durch
die Erinnerung an die Taufe).

Nr. 94 - Kirchliches Gesetz zur
Änderung des

Dekanatsleitungsgesetzes.
Vom 23. April 2016. (GVBl. S. 136)

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz
beschlossen:

§ 1
Änderung des Dekanatsleitungsgesetzes

Das Kirchliche Gesetz über die Leitungsämter im De-
kanat (Dekanatsleitungsgesetz – DekLeitG) vom
18. April 2008 (GVBl. S. 114), zuletzt geändert am
21. Oktober 2015 (GVBl. S. 173) wird wie folgt ge-
ändert:
1. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt:

„§ 6a
Wiederberufung

(1) Im Jahr vor Ende der Amtszeit klärt die Lan-
desbischöfin oder der Landesbischof mit der im
Amt befindlichen Person, ob diese für eine Wie-
derberufung zur Verfügung steht. Darauf berät die
Landesbischöfin oder der Landesbischof mit dem
Bezirkskirchenrat darüber, ob ein Wahlvorschlag
zur Wiederberufung vorgelegt werden soll und ent-
scheidet danach, ob das Verfahren der Wiederbe-
rufung nach Absatz 2 eingeleitet wird. Soll das
Verfahren der Wiederberufung nicht durchgeführt
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werden, wird das reguläre Verfahren der Neube-
setzung der Stelle durchgeführt, wobei die im Amt
befindliche Person in den Wahlvorschlag aufge-
nommen werden kann.
(2) Ohne Ausschreibung der Dekansstelle wird das
Benehmen mit dem Landeskirchenrat hergestellt.
Die Beteiligung von Ältestenkreis und ggf. dem
Patron erfolgt in schriftlicher Form. Für die Wahl
sind § 5 Abs. 5 und 6 sowie § 6 Abs. 1 bis 3 anzu-
wenden. Erhält die Person im ersten Wahlgang
nicht die erforderliche Mehrheit, wird ein zweiter
abschließender Wahlgang durchgeführt.“

2. § 12 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Neben den in anderen Gesetzen geregelten
Aufgaben gehören insbesondere folgende zum
Dienstauftrag der Schuldekaninnen und Schul-
dekane:
1. die gottesdienstliche Einführung und Verab-

schiedung kirchlicher Lehrkräfte im Sinne des
§ 12 Religionsunterrichtsgesetz sowie die
kirchliche Beauftragung staatlicher Lehrkräfte
im Sinne des § 11 Religionsunterrichtsgesetz;

2. die Beratung, Unterstützung und Fortbildung
der im Religionsunterricht tätigen Lehrkräfte
und der in der Konfirmandenarbeit ehrenamt-
lich und beruflich Tätigen;

3. die Förderung der Dienstgemeinschaft der im
Religionsunterricht tätigen Lehrkräfte unterei-
nander und im Verhältnis zu den anderen an den
Schulen tätigen Lehrkräften;

4. die regelmäßige Durchführung von Schul- und
Unterrichtsbesuchen sowie von Orientierungs-
gesprächen mit den Mitarbeitenden, deren un-
mittelbare Vorgesetzte sie sind;

5. die Organisation des Religionsunterrichtes;
6. die Förderung der Kooperation zwischen Schu-

le und Gemeinde;
7. die religionspädagogische Beratung, Unterstüt-

zung und Fortbildung von Erzieherinnen und
Erziehern in Zusammenarbeit mit der Fachbe-
ratung für evangelische Kindertageseinrichtun-
gen;

8. die Förderung und Vernetzung von Bildungs-
angeboten im Kirchenbezirk;

9. die Vertretung des Kirchenbezirkes in der Öf-
fentlichkeit sowie die Herstellung und Auf-
rechterhaltung des Kontakts zu staatlichen und
kommunalen Stellen im Rahmen ihres Aufga-
benbereiches.“

3. Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt:
„§ 16a

Wiederberufung
§ 6a gilt entsprechend; der Konvent der Religions-
lehrerinnen und Religionslehrer wird angehört.
§ 17 Abs. 1 ist entsprechend anzuwenden. Erhält
die Person im ersten Wahlgang nicht die erforder-
liche Mehrheit, wird ein zweiter abschließender
Wahlgang durchgeführt.“

§ 2
Inkrafttreten

Dieses kirchliche Gesetz tritt am 1. Juli 2016 in Kraft.
Dieses kirchliche Gesetz wird hiermit verkündet.
K a r l s r u h e, den 23. April 2016

Der Landesbischof
Prof . Dr . Jochen C o r n e l i u s - B u n d s c h u h

Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz

Nr. 95 - Kirchengesetz zur Gleich-
stellung von Gottesdiensten zur

Segnung zweier Menschen in
eingetragener Partnerschaft mit

Traugottesdiensten (Partnerschafts-
gleichstellungsgesetz – PGG).

Vom 9. April 2016. (KABl. S. 74)
Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

Präambel
Bei Traugottesdiensten aus Anlass der standesamtli-
chen Eintragung einer Lebenspartnerschaft eines
gleichgeschlechtlich lebenden Paares treten die Part-
nerinnen und Partner an die Stelle der Eheleute. An die
Stelle der Eheschließung tritt die Begründung einer

Lebenspartnerschaft. Gottesdienste, in denen Paare
unter diesen Voraussetzungen als Ehepaar oder in ein-
getragener Lebenspartnerschaft Gottes Zuspruch und
Verheißung sowie das Gebet der Gemeinde erfahren,
sind Traugottesdienste.

§ 1
Anwendung der Lebensordnung

Der 6. Abschnitt der Ordnung des kirchlichen Lebens
der Evangelischen Kirche der Union vom 5. Juni 1999
(ABl. EKD S. 403) findet auf Traugottesdienste zur
Segnung zweier Menschen in eingetragener Lebens-
partnerschaft nach Maßgabe der Präambel Anwen-
dung, soweit nachfolgend nichts Abweichendes gere-
gelt ist.
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§ 2
Katholische Partnerinnen oder Partner

Artikel 60 Absatz 3 der Ordnung des kirchlichen Le-
bens findet keine Anwendung.

§ 3
Trauagende

Für Trauungen gleichgeschlechtlicher Paare gilt er-
gänzend zur „Trauung – Agende für die Union Evan-
gelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland“ vom 13. Mai 2006 die von der Landes-
synode am 9. April 2016 beschlossene Ergänzung zur
Agende.

§ 4
Eintragung ins Kirchenbuch

(1)  Die Trauung gleichgeschlechtlicher Paare wird
nach Maßgabe des Artikels 64 der Ordnung des kirch-
lichen Lebens in das Traubuch eingetragen. Näheres
regelt die Rechtsverordnung über das Kirchenbuch-
wesen.
(2)  Die Segnung von gleichgeschlechtlichen Partne-
rinnen oder Partnern, die auf der Grundlage des Be-
schlusses der Landessynode über die Segnung gleich-
geschlechtlicher Partnerschaften vom 16. November
2002 (KABl. 2003 S. 70) vollzogen wurde, wird auf
Antrag beider Partnerinnen oder Partner in das Kir-
chenbuch eingetragen.

§ 5
Ablehnung des Traugottesdienstes

(1)  Lehnt die Pfarrerin oder der Pfarrer den Traugot-
tesdienst für ein Paar in eingetragener Lebenspartner-
schaft ab, obwohl die Voraussetzungen der Trauung
vorliegen und ein Ablehnungsgrund nach Artikel 61
der Ordnung des kirchlichen Lebens nicht besteht, so
zeigt sie oder er dies der Superintendentin oder dem
Superintendenten unter schriftlicher Mitteilung der
Gründe an. Artikel 62 findet in diesem Fall keine An-
wendung. Die Superintendentin oder der Superinten-
dent überträgt die Amtshandlung einer anderen Pfar-
rerin oder einem anderen Pfarrer. Die Erteilung eines
Abmeldescheins (Dimissoriale) kann in dem in Satz 1
genannten Fall nicht verweigert werden.
(2)  Für Gemeindekirchenräte gilt Absatz 1 Sätze 1
und 2 entsprechend. Die Superintendentin oder der
Superintendent schlägt dem Paar eine andere Kirchen-
gemeinde vor, in der der Traugottesdienst stattfinden
kann. Ist die Pfarrerin oder der Pfarrer anders als der
Gemeindekirchenrat bereit, die Trauung vorzuneh-
men, leitet sie oder er den Traugottesdienst außerhalb
des Gemeindegebietes.
(3)  Die Superintendentinnen und Superintendenten
leiten Ablehnungsschreiben nach den Absätzen 1 und
2 an das Konsistorium weiter. Die Kirchenleitung
prüft nach Ablauf von fünf Jahren, ob die Möglichkeit
der Ablehnung weiterhin erforderlich ist, und berichtet
hierüber der Landessynode.

§ 6
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Änderungen

von Rechtsvorschriften
(1)  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2016 in Kraft.
(2)  Gleichzeitig treten außer Kraft:
1. Beschluss der Landessynode über die Segnung

gleichgeschlechtlicher Partnerschaften vom 16.
November 2002 (KABl. 2003 S. 70),

2. Verfahren bezüglich gleichgeschlechtlicher Orien-
tierung und Eingetragener Lebenspartnerschaften
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Pfarr-
dienst vom 31. Januar 2006 (KABl. S. 42).

(3)  In § 2 Satz 2 des Kirchengesetzes zur Ausführung
des Kirchengesetzes über die Verwaltungsgerichts-
barkeit der Evangelischen Kirche in Deutschland
(Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD - VwGG.EKD)
vom 10. November 2010 (ABl. EKD 2010 S. 330)
(Verwaltungsgerichtsgesetz-Ausführungsgesetz –
VwGGAG) vom 8. April 2011 (KABl. S. 94) wird
nach dem Wort „Tatbestände“ der Klammerzusatz
„(einschließlich der Entscheidungen nach dem Kir-
chengesetz zur Gleichstellung von Gottesdiensten zur
Segnung zweier Menschen in eingetragener Partner-
schaft mit Traugottesdiensten (Partnerschaftsgleich-
stellungsgesetz – PGG))“ eingefügt.
B e r l i n, den 9. April 2016

Sigrun N e u w e r t h
Präses

Nr. 96 - Kirchengesetz über das in der
Oberpfarr- und Domkirche zu Berlin

geltende Kirchenrecht.
Vom 9. April 2016. (KABl. S. 75)

Die Landessynode hat unter Beachtung von Artikel 71
Absatz 2 der Grundordnung das folgende Kirchenge-
setz beschlossen:

§ 1
(1)  Bei der Regelung der Verhältnisse der Oberpfarr-
und Domkirche zu Berlin insbesondere auf der Grund-
lage des Kirchengesetzes betreffend die Oberpfarr-
und Domkirche zu Berlin vom 8. November 2014
(ABl. EKD 2015 S. 16) kann die Union Evangelischer
Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland
(UEK) vom in der Evangelischen Kirche Berlin-Bran-
denburg-schlesische Oberlausitz geltenden Kirchen-
recht abweichen.
(2)  Änderungen der Regelung der Verhältnisse der
Oberpfarr- und Domkirche zu Berlin bedürfen der
vorherigen Herstellung des Einvernehmens mit dem
Konsistorium, sofern das landeskirchliche Recht be-
troffen ist.
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§ 2
Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Veröffent-
lichung in Kraft.

B e r l i n, den 9. April 2016
Sigrun N e u w e r t h

Präses

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens

Nr. 97 - Viertes Kirchengesetz zur
Änderung des Kandidatengesetzes.
Vom 10. April 2016. (ABl. S. A 58)

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Sachsens hat gemäß § 39 Nummer 2 der
Kirchenverfassung das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1
Das Kirchengesetz über die Ausbildung und die
Rechtsstellung von Kandidaten und Kandidatinnen für
das Amt des Pfarrers und der Pfarrerin vom 2. No-
vember 1994 (ABl. S. A 248), zuletzt geändert durch
Kirchengesetz vom 23. April 2012 (ABl. S. A 66),
wird wie folgt geändert:
1. In § 4 werden die Absätze 1 und 2 wie folgt gefasst:

„(1) In den Vorbereitungsdienst kann nur aufge-
nommen werden,
1. wer evangelisch-lutherischen Bekenntnisses ist

und einer Gliedkirche der Evangelischen Kir-
che in Deutschland angehört,

2. wer die Erste Theologische Prüfung vor dem
Prüfungsamt der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Sachsens bestanden hat,

3. wer nicht infolge seines körperlichen Zustan-
des oder aus gesundheitlichen Gründen bei der
Erfüllung der Dienstpflichten wesentlich be-
einträchtigt ist,

4. bei dem im Übrigen keine schwerwiegenden
Tatsachen vorliegen, die einer künftigen Aus-
übung des Pfarrdienstes entgegenstehen,

5. wer das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat.

Der Bewerber hat ein erweitertes Führungszeugnis
nach den Bestimmungen des Bundeszentralregis-
tergesetzes dem Landeskirchenamt auf eigene
Kosten vorzulegen.
(2) Über die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst
entscheidet das Landeskirchenamt. Es kann auf
Antrag bei Vorliegen besonderer Gründe eine Aus-
nahme von den Vorschriften in Absatz 1 Nummer
1, Nummer 2 und Nummer 5 bewilligen. Eine be-
sonders begründete Ausnahme zu Absatz 1 Num-
mer 2 liegt insbesondere vor, wenn das Bestehen
einer gleichwertigen Theologischen Prüfung an ei-
ner Theologischen Fakultät in Deutschland nach-
gewiesen ist oder wenn durch ein Kolloquium fest-

gestellt worden ist, dass die wissenschaftliche Aus-
bildung und das theologische Urteilsvermögen des
Bewerbers eine Anerkennung erlauben und keine
begründeten Zweifel an der Eignung für den Vor-
bereitungsdienst zulassen.“

2. In § 5 wird die Angabe „24“ durch die Angabe „30“
ersetzt.

3. § 11 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die für den Pfarrdienst in der Landeskirche
geltenden Vorschriften über Mutterschutz und El-
ternzeit sind entsprechend anzuwenden.“

4. Nach § 12 Absatz 2 wird folgender Absatz 3 an-
gefügt:
„(3) Das Landeskirchenamt kann auf Antrag bei
Vorliegen besonderer Gründe einen Kandidaten im
Anschluss an die Zweite Theologische Prüfung
und mit Zustimmung der aufnehmenden Kirche ei-
nem Vikariat im In- oder Ausland für die Dauer
von längstens einem Jahr zuweisen (Sondervikari-
at), wenn dies zugleich im kirchlichen Interesse
liegt.“

5. § 25 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Für die am 31. August 2016 bestehenden Vor-
bereitungsdienstverhältnisse ist § 5 des Kandida-
tengesetzes in der bis zum 31. August 2016 gel-
tenden Fassung anzuwenden.“

§ 2
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. September 2016 in
Kraft
Dieses Kirchengesetz wird hiermit vollzogen und ver-
kündet.

Die Kirchenleitung
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens

Dr. Carsten R e n t z i n g
Landesbischof

Nr. 98 - Kirchengesetz zur Änderung
des Kassenstellengesetzes und des

Zuweisungsgesetzes.
Vom 10. April 2016. (ABl. S. A 86)

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Sachsens hat gemäß § 39 Nummer 2 der
Kirchenverfassung das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:
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Artikel 1
Änderung des Kassenstellengesetzes

Das Kirchengesetz über die Bildung und Tätigkeit
kassenführender Stellen (Kassenstellengesetz – KSG)
vom 2. April 2006 (ABl. S. A 51), zuletzt geändert
durch Kirchengesetz vom 11. April 2011 (ABl. S. A
60), wird wie folgt geändert:
1. § 2 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Kirchgemeinden und Kirchenbezirke können
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag mit dem Trä-
gerkirchenbezirk langfristig die Übernahme wei-
terer Aufgaben im Bereich des kirchlichen Haus-
halt-, Kassen- und Rechnungswesens durch die
kassenführende Stelle gegen Erstattung der Kosten
vereinbaren, wenn dafür ein gemeinsames kirchli-
ches Interesse besteht. Die Vereinbarung bedarf
der Zustimmung des Kassenstellenausschusses
(§ 5 Absatz 2).“

2. § 4 wird wie folgt gefasst:
„§ 4

(1) Die Kosten der Aufgabenerfüllung nach § 2
Absatz 1 für den allgemeinen Haushalt der Kirch-
gemeinden und Kirchenbezirke werden durch Zu-
weisungen gedeckt. Das Nähere bestimmt das Zu-
weisungsgesetz. Die Kosten der Aufgabenerfül-
lung nach § 2 Absatz 1 für den Haushalt von selbst-
abschließenden Wirtschaftseinheiten der Kirchge-
meinden und Kirchenbezirke, insbesondere Fried-
höfen und Kindertagesstätten, sind durch Beiträge
zu decken. Die Beiträge werden vom Landeskir-
chenamt einheitlich festgesetzt und von der kas-
senführenden Stelle erhoben.
(2) Die Kosten der Übernahme weiterer Aufgaben
nach § 2 Absatz 3 sind durch Gebühren zu decken.
Die Gebühren sind vom Trägerkirchenbezirk für
die kassenführende Stelle nach einheitlichen Sät-
zen durch Gebührenordnung festzulegen.“

3. § 5 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Der Trägerkirchenbezirk und die weiteren
durch den Zuständigkeitsbereich gemäß der Anla-
ge zu diesem Kirchengesetz bestimmten Kirchen-
bezirke bilden für die Belange der kassenführen-
den Stelle einen Ausschuss (Kassenstellenaus-
schuss), dem je ein Mitglied der Kirchenbezirks-
vorstände, ein Mitarbeiter des Landeskirchenam-
tes, ein Mitarbeiter des Regionalkirchenamtes, der
Leiter der kassenführenden Stelle und höchstens
zwei weitere fachkundige Personen angehören.
Der Leiter der kassenführenden Stelle hat im Kas-
senstellenausschuss kein Stimmrecht. Entschei-
dungen des Trägerkirchenbezirkes werden durch
den Kassenstellenausschuss vorbereitet. Dem Kas-
senstellenausschuss können durch die ihn bilden-
den Kirchenbezirke weitere Angelegenheiten der
kassenführenden Stelle zur selbstständigen Erledi-
gung übertragen werden. Der Leiter der kassen-
führenden Stelle berichtet dem Kassenstellenaus-
schuss regelmäßig.“

Artikel 2
Änderung des Zuweisungsgesetzes

Das Zuweisungsgesetz vom 2. April 1998 (ABl. S. A
61), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz vom 18.
November 2013 (ABl. 2014 S. A 2), wird wie folgt
geändert:
1. In § 3 Absatz 1 werden nach den Wörtern „außer-

ordentliche Zuweisungen“ die Wörter „sowie Zu-
weisungen für kassenführende Stellen“ eingefügt.

2. Nach § 5a wird folgender § 5b eingefügt:
„§ 5b

Zuweisung für kassenführende Stellen
(1) Kirchenbezirke, die Träger von kassenführen-
den Stellen sind, erhalten zur Deckung der Kosten
für die Erfüllung der Aufgaben nach § 2 Absatz 1
in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Satz 1 des Kas-
senstellengesetzes eine Zuweisung.
(2) Einzelheiten zur Höhe der Zuweisung nach Ab-
satz 1 regelt das jeweilige Haushaltgesetz.“

3. Dem § 7 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Eines Antrages nach Absatz 1 bedarf es in diesen
Fällen nicht.“

Artikel 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Rechtsverordnung zur Ausfüh-
rung des Kassenstellengesetzes – Beitragsordnung
(AVO KSG) vom 26. Februar 2008 (ABl. S. A 36),
zuletzt geändert durch Rechtsverordnung vom 14. Ok-
tober 2014 (ABl. S. A 293), außer Kraft.
Dieses Kirchengesetz wird hiermit vollzogen und ver-
kündet.

Die Kirchenleitung
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens

Dr. Carsten R e n t z i n g
Landesbischof

Nr. 99 - Kirchengesetz zur Ordnung des
Amtes des Superintendenten in der

Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Sachsens.

Vom 10. April 2016. (ABl. S. A 87)
Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Sachsens hat aufgrund von § 39 Num-
mer 1 und 2 der Kirchenverfassung das folgende Kir-
chengesetz beschlossen:
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Artikel 1
Kirchengesetz über das Superintendentenamt

(Superintendentengesetz – SupG)

I. Grundsatzbestimmungen
§ 1

Wesen und Auftrag
(1)  Die Superintendenten sind die führenden Geistli-
chen ihres Kirchenbezirks. Ihr von Frauen und Män-
nern versehenes Amt ist der Dienst der Ordination und
der Visitation. Die Superintendenten sind zur Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung im ganzen
Kirchenbezirk berechtigt.
(2)  Dem Superintendenten obliegen die Beaufsichti-
gung und die Förderung des kirchlichen Lebens im
Kirchenbezirk. Er trägt Verantwortung für die kon-
zeptionelle Entwicklung des Kirchenbezirks und för-
dert die Zusammenarbeit der Kirchgemeinden.
(3)  Der Superintendent vertritt den Kirchenbezirk in
Ökumene, Diakonie und Öffentlichkeit insbesondere
in den Angelegenheiten, in denen die gesamtkirchli-
che Perspektive des Superintendentenamtes berührt
wird.

§ 2
Leitung im Kirchenbezirk und Verbindung mit

der Ephoralkirchgemeinde
(1)  Der Superintendent widmet sich vorrangig den
geistlichen Leitungsaufgaben im Kirchenbezirk. Zu
diesem Zweck soll er alle gegebenen Möglichkeiten
einer Entlastung von anderen Verpflichtungen nutzen.
(2)  Der Superintendent wirkt als Mitglied des Regio-
nalkirchenamtes nach Maßgabe der landeskirchlichen
Bestimmungen an Entscheidungen mit, die den Kir-
chenbezirk als Verwaltungsgliederung der Landeskir-
che oder dessen Kirchgemeinden betreffen.
(3)  Der Superintendent ist Mitglied des Kirchenbe-
zirksvorstandes als dessen Vorsitzender oder stellver-
tretender Vorsitzender; er nimmt an den Tagungen der
Kirchenbezirkssynode beratend teil und wirkt so in
den Organen des Kirchenbezirks als Selbstverwal-
tungskörper nach Maßgabe des Kirchenbezirksgeset-
zes mit.
(4)  Die mit dem Amt des Superintendenten verbun-
dene Pfarrstelle der Ephoralkirchgemeinde unterliegt
nicht der Strukturund Stellenplanung nach Maßgabe
des Kirchgemeindestrukturgesetzes oder des Kirchen-
bezirksgesetzes.
(5)  Der Superintendent ist als Pfarrer der Ephoral-
kirchgemeinde Mitglied im Kirchenvorstand. Er kann
hiervon eine Ausnahme beim Landeskirchenamt be-
antragen.

II. Dienstbereich des Superintendenten
§ 3

Aufgaben
(1)  Der Superintendent führt regelmäßige Visitatio-
nen nach Maßgabe der landeskirchlichen Bestimmun-

gen in seinem Kirchenbezirk durch. Er predigt regel-
mäßig in der Ephoralkirchgemeinde und den Kirch-
gemeinden des Kirchenbezirks.
(2)  Der Superintendent ordiniert die Pfarrerinnen und
Pfarrer. Er führt die Pfarrerinnen und Pfarrer, die Prä-
dikantinnen und Prädikanten und die Fachberaterin-
nen und Fachberater des Kirchenbezirks ein und ver-
abschiedet diese aus ihrem Dienst.
(3)  Der Superintendent führt nach Maßgabe der lan-
deskirchlichen Bestimmungen Aufsicht über die
Amts- und Lebensführung der Pfarrerinnen und Pfar-
rer und der Kandidatinnen und Kandidaten.
(4)  Der Superintendent trägt nach Maßgabe der lan-
deskirchlichen Bestimmungen Sorge für die Fortbil-
dung der Pfarrerinnen und Pfarrer, der Prädikantinnen
und Prädikanten, der Kandidatinnen und Kandidaten
sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kir-
chenbezirks.
(5)  Der Superintendent begleitet nach Maßgabe der
landeskirchlichen Bestimmungen den Dienst der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Kirchenbezirks. Er
führt die Jahresgespräche mit den Pfarrerinnen und
Pfarrern und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
des Kirchenbezirks. Er fördert die Gemeinschaft und
die Zusammenarbeit aller Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Kirchenbezirk.
(6)  Der Superintendent begleitet die Pfarrerinnen und
Pfarrer, die Prädikantinnen und Prädikanten und die
Kandidatinnen und Kandidaten im Einzelfall auch
seelsorgerlich und achtet darauf, dass sein Aufsichts-
amt hiervon nicht berührt wird. Im Zweifel ist an einen
anderen Seelsorger zu verweisen.
(7)  Der Superintendent trägt nach Maßgabe der lan-
deskirchlichen Bestimmungen Sorge für die Bereini-
gung von Beschwerde- und Konfliktfällen im Kir-
chenbezirk, soweit diese an ihn herangetragen werden
oder er sie an sich zieht. Im Zusammenwirken mit dem
Leiter des Regionalkirchenamtes entscheidet der Su-
perintendent, inwieweit Beschwerden im Rahmen des
Aufsichtshandelns auch rechtsförmlich weiter zu be-
arbeiten sind; § 4 Absatz 2 Satz 3 des Kirchengesetzes
über die Regionalkirchenämter gilt entsprechend.

§ 4
Mitgliedschaft, Beratung

(1)  Der Superintendent ist nach Maßgabe der landes-
kirchlichen Bestimmungen Mitglied in den Organen
von rechtlich selbstständigen oder unselbstständigen
Einrichtungen und Werken im Kirchenbezirk.
(2)  Der Superintendent berichtet dem Landesbischof
und dem Landeskirchenamt wesentliche Vorgänge
aus seinem Kirchenbezirk. Er berät den Landesbi-
schof.
(3)  Der Superintendent fördert ökumenische Kontak-
te und den ökumenischen Austausch der Kirchge-
meinden und des Kirchenbezirks.
(4)  Der Superintendent fördert die Zusammenarbeit
der kirchlichen Dienste, Einrichtungen und Werke und
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pflegt die Kontakte zu Verantwortungsträgern des öf-
fentlichen und gesellschaftlichen Lebens in seinem
Kirchenbezirk.

§ 5
Superintendentenkonvent

(1)  Der Superintendentenkonvent ist die Arbeitsge-
meinschaft der Superintendenten, die von einem Spre-
cherkreis geleitet wird. Der Superintendentenkonvent
soll in die gesamtkirchliche Perspektive kirchlichen
Leitungshandelns angemessen einbezogen werden.
Zu den Beratungen des Superintendentenkonventes
wird der Landesbischof eingeladen.
(2)  Der Superintendentenkonvent wird zu regelmäßi-
gen Dienstbesprechungen mit dem Landeskirchenamt
und dem Landesbischof eingeladen.

III. Dienstrechtliche Verhältnisse
§ 6

Ernennung, Einführung, Stellvertretung
(1)  Der Superintendent wird nach der Wahl durch die
Kirchenbezirkssynode von der Kirchenleitung er-
nannt, vom Landeskirchenamt verpflichtet und vom
Landesbischof in sein Amt eingeführt. Vor Ernennung
ist die Erklärung zur Entsendung nach § 12 Buchstabe
d des Pfarrstellenübertragungsgesetzes einzuholen.
(2)  Die Stellvertretung des Superintendenten wird
vom Landeskirchenamt auf Vorschlag des Superin-
tendenten nach Gehör des Kirchenbezirksvorstandes
und der Pfarrkonvente einem Pfarrer des Kirchenbe-
zirks übertragen.
(3)  Der Superintendent ist berechtigt, sich für be-
stimmte Fälle vorübergehend auch durch einen ande-
ren Pfarrer des Kirchenbezirks vertreten zu lassen.

§ 7
Amtsdauer

(1)  Hat der Superintendent sein Amt zehn Jahre in ei-
nem Kirchenbezirk versehen und hat er das 63. Le-
bensjahr noch nicht vollendet, so hat die Kirchenlei-
tung mit ihm sowie mit Vertreterinnen und Vertretern
des Kirchenbezirks Gespräche darüber zu führen, ob
er sein Superintendentenamt in diesem Kirchenbezirk
weiterhin ausüben oder einen anderen Dienst über-
nehmen sollte. Das Gespräch mit dem Superintenden-
ten führt der Landesbischof.
(2)  Gelangt die Kirchenleitung auf Grund dieser Ge-
spräche zu der Auffassung, dass der Superintendent
einen anderen Dienst übernehmen sollte, so hat sie ihm
durch schriftlichen Bescheid einen Rat zur Übernah-
me einer anderen Aufgabe nach Maßgabe von § 8 zu
erteilen. Der Superintendent soll diesen Rat befolgen
und sich dafür einsetzen, dass eine ihm vorgeschlage-
ne Lösung in angemessener Zeit verwirklicht wird.
(3)  Der Superintendent ist berechtigt, nach zehnjäh-
riger Amtsausübung im Kirchenbezirk auch ohne Er-
teilung eines Rates nach Absatz 2 sein Amt durch
schriftliche Erklärung gegenüber der Kirchenleitung,

die keine Gründe enthalten muss, niederzulegen und
eine andere Aufgabe gemäß § 8 zu übernehmen.

§ 8
Weiterer Dienst

(1)  Dem nach § 7 Absatz 2 oder 3 aus dem Amt aus-
scheidenden Superintendenten ist eine andere Pfarr-
stelle oder eine allgemeinkirchliche Aufgabe zu über-
tragen.
(2)  Das Landeskirchenamt ist verpflichtet, den aus
dem Amt ausscheidenden Superintendenten in seinen
Bemühungen um die Übertragung einer Pfarrstelle
wirksam zu unterstützen. Dies soll insbesondere durch
die Benennung geeigneter Pfarrstellen sowie durch
Gespräche mit den betreffenden Kirchenvorständen
geschehen.

§ 9
Besoldung

Der Superintendent erhält nur für die Dauer seines
Dienstes in diesem Amt die dafür vorgesehene Besol-
dung.

§ 10
Versorgung

(1)  Bei der Berechnung der Versorgungsbezüge eines
Pfarrers, der Superintendent gewesen ist und dieses
Amt mindestens zehn Jahre ausgeübt hat, sind ruhe-
gehaltfähige Dienstbezüge zugrunde zu legen, die ihm
zugestanden hätten, wenn er bis zum Übertritt in den
Ruhestand Superintendent gewesen wäre.
(2)  Die Regelung gemäß Absatz 1 gilt nicht, soweit
die tatsächlichen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge hö-
her sind.
(3)  Die Versorgungsbezüge dürfen die vor Beginn des
Ruhestandes gezahlten ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge nicht übersteigen.

IV. Schlussbestimmungen
§ 11

Ausführungsbestimmungen und Ausnahmen
(1)  Erforderliche Ausführungsbestimmungen erlässt
das Landeskirchenamt.
(2)  Das Landeskirchenamt kann Ausnahmen von die-
sem Kirchengesetz bewilligen.

Artikel 2
Änderung des Kirchenbezirksgesetzes

Das Kirchenbezirksgesetz vom 11. April 1989 (ABl.
S. A 43), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom
18. November 2013 (ABl. 2014 S. A 24) wird wie folgt
geändert:
1. Abschnitt IV. wird aufgehoben.
2. Abschnitt V. wird Abschnitt IV und die §§ 22 bis

26 werden die §§ 19 bis 23.
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Artikel 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2016 in Kraft.
Gleichzeitig treten die §§ 1 bis 3 des Kirchengesetzes
zur Regelung dienstrechtlicher Verhältnisse der Su-
perintendenten und der Mitglieder des Landeskirchen-
amtes vom 21. Oktober 1985 (ABl. S. A 81), zuletzt
geändert durch Kirchengesetz vom 23. April 2007
(ABl. S. A 97), außer Kraft.
(2)  Die Bestimmungen der §§ 4 bis 7 des Kirchenge-
setzes zur Regelung dienstrechtlicher Verhältnisse der
Superintendenten und der Mitglieder des Landeskir-

chenamtes vom 21. Oktober 1985 (ABl. S. A 81), zu-
letzt geändert durch Kirchengesetz vom 23. April
2007 (ABl. S. A 97), sind auf Superintendenten mit
Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes nicht mehr anzu-
wenden.
Dieses Kirchengesetz wird hiermit vollzogen und ver-
kündet.

Die Kirchenleitung
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens

Dr. Carsten R e n t z i n g
Landesbischof

Evangelische Landeskirche in Württemberg

Nr. 100 - Kirchliches Gesetz zur
Änderung der Gestaltung der

arbeitsrechtlichen Regelung im Bereich
der Ev. Landeskirche in Württemberg
und des Diakonischen Werks der ev.

Kirche in Württemberg e.V. (Arbeits-
rechtsregelungsänderungsgesetz).
Vom 11. März 2016. (Abl. S. 78)

Die Landessynode hat das folgende Kirchliche Gesetz
beschlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Änderung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes

Das Arbeitsrechtsregelungsgesetz vom 27. Juni 1980
(Abl. 49 S. 125), zuletzt geändert durch Kirchliches
Gesetz vom 16. März 2007 (Abl. 62 S. 359), wird wie
folgt geändert:
1. § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1
Grundsatz

(1) Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag der
Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat
bestimmt und auf ihn ausgerichtet. Die Erfüllung
dieses Auftrags erfordert von Mitarbeitenden
und Leitungsorganen der Kirche, ihrer Diakonie
und ihrer Mission eine vertrauensvolle, partner-
schaftliche Zusammenarbeit.
(2) Die gemeinsame Verantwortung für den
Dienst der Kirche, ihrer Diakonie und ihrer Mis-
sion verbindet Dienstgeber und Mitarbeitende zu
einer Dienstgemeinschaft, die auch in der Ge-
staltung der verbindlichen Verfahren zur Rege-
lung der Arbeitsbedingungen ihren Ausdruck
findet. Die Arbeitsbedingungen der Mitarbeiten-
den werden in einem kirchengemäßen Verfahren
in Anlehnung an die §§ 2 bis 14 Arbeitsrechts-
regelungsgrundsätzegesetz der EKD geregelt.
Konflikte werden in einem neutralen und ver-

bindlichen Schlichtungsverfahren und nicht
durch Arbeitskampf gelöst.
(3) Gewerkschaften und gegnerfreie, nicht von
Dienstgebern finanzierte Mitarbeiterverbände
können sich in der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion und in den Dienststellen sowie Einrichtun-
gen koalitionsmäßig betätigen.“

2. In § 2 Absatz 2 werden folgende Sätze 2 und 3
angefügt:
„Sie kann hierzu auf entsprechenden Antrag
nach § 14 auch allgemein, in aufgrund allgemei-
ner Kriterien näher bestimmten Fällen oder im
Einzelfall anderweitige kirchliche Arbeitsrechts-
regelungen oder sonstige tarifliche Regelungen,
wie zum Beispiel die Arbeitsvertragsrichtlinien
der Diakonie Deutschland oder den Tarifvertrag
für den öffentlichen Dienst, in der jeweils gel-
tenden oder der zu einem bestimmten Zeitpunkt
geltenden Fassung für anwendbar erklären.
Kommt ein Beschluss nach Satz 2 nicht zustan-
de, kann der Schlichtungsausschuss (§ 16) ange-
rufen werden, der endgültig entscheidet.“

3. In § 3 Satz 1 wird der Halbsatz „wenn dessen
zuständiges Organ die Übernahme beschlossen
hat.“ durch den Halbsatz „welches dies in seiner
Satzung vorsieht.“ ersetzt.

4. § 4 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort

„Regelungen“ die Worte „in der jeweils gel-
tenden Fassung“ eingefügt.

b) Absatz 3 und 4 werden aufgehoben.
5. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Buchstabe a werden nach dem Wort
„Dienst,“ die Worte „und gegebenenfalls
ein weiterer Vertreter gemäß § 8 Absatz 4
Satz 1 oder nach Buchstabe e Satz 1,“ an-
gefügt.
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bb) In Buchstabe b werden nach dem Wort
„Dienst,“ die Worte „und gegebenenfalls
ein weiterer Vertreter gemäß § 8 Absatz 4
Satz 3 oder nach Buchstabe e Satz 1,“ an-
gefügt.
cc) In Buchstaben c werden nach dem Wort
„Württemberg“ die Worte „und gegebenen-
falls ein weiterer Vertreter nach Buchstabe
e Satz 2“ angefügt.
dd) In Buchstaben d werden nach dem Wort
„Werks“ die Worte „und gegebenenfalls ein
weiterer Vertreter nach Buchstabe e Satz 2.“
angefügt.
ee) Es wird folgender Buchstabe e angefügt:
„e) Im Falle einer Mehrheit der Vertreter
der Mitarbeitenden im diakonischen Dienst
gegenüber den Vertretern der Mitarbeiten-
den im kirchlichen Dienst oder umgekehrt
infolge der Entsendung eines Vertreters
nach § 8 Absatz 4 Satz 1 oder 3, wird die
Parität durch Bestimmung eines Vertreters
der jeweils anderen Seite gemäß § 8 Absatz
1 oder 2 wieder hergestellt. Im Falle einer
Mehrheit der Vertreter der Mitarbeitenden
im kirchlichen und diakonischen Dienst ge-
genüber den Vertretern von Leitungsorga-
nen infolge der Entsendung von Vertretern
nach § 8 Absatz 4 und nach Satz 1 wird die
Parität durch Bestimmung je eines zusätz-
lichen Vertreters gemäß § 9 Absatz 1 Satz
1 Buchstabe b und f wieder hergestellt.“

b) Absatz 3 Buchstabe b wird wie folgt ge-
fasst:
„b) beruflich oder ehrenamtlich im kirchli-
chen oder diakonischen Dienst eines
Rechtsträgers steht, der nach § 2 Absatz 2
beschlossene arbeitsrechtliche Regelungen
anwendet. Dies gilt nicht für nach § 8 Ab-
satz 3 und 4 entsandte Vertreter.“

6. § 8 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird die Angabe „(§ 41 Mitar-

beitervertretungsgesetz)“ durch die Angabe
„(§ 54 MVG.Württemberg)“ ersetzt und
folgender Satz 2 angefügt: „Das Wahlgre-
mium soll nach Möglichkeit die verschie-
denen kirchlichen Berufsgruppen berück-
sichtigen.“

b) In Absatz 2 wird nach dem Wort „ Würt-
temberg“ die Angabe „(§ 54c MVG.Würt-
temberg)“ eingefügt und folgender Satz 2
angefügt: „Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.“

c) Es werden folgende neue Absätze 3 bis 5
eingefügt:
„(3) Gewerkschaften und nach ihrer Sat-
zung allen Mitarbeitenden zugängliche,
gegnerfreie und nicht von Dienstgebern fi-
nanzierte Mitarbeiterverbände können
ebenfalls Vertreter der Mitarbeitenden im

kirchlichen oder diakonischen Dienst in die
Arbeitsrechtliche Kommission entsenden.
Die Anzahl der von Gewerkschaften oder
Mitarbeiterverbänden entsandten Vertreter
an der Gesamtzahl der Vertreter der Mitar-
beitenden richtet sich nach dem jeweiligen
zahlenmäßigen Verhältnis der im Zeitpunkt
der Entsendung in den Gewerkschaften und
Mitarbeiterverbänden zusammengeschlos-
senen Mitarbeitenden gemäß § 7 Absatz 1
Buchstabe a oder b im Verhältnis zur je-
weiligen Gesamtzahl der Mitarbeitenden
gemäß § 7 Absatz 1 Buchstabe a oder b (Or-
ganisationsgrad). Für jeden Sitz ist ein Or-
ganisationsgrad ab einem Sechstel bezie-
hungsweise des entsprechenden Vielfachen
hiervon erforderlich. Die Anzahl der in den
Gewerkschaften oder Mitarbeiterverbän-
den zusammengeschlossenen Mitarbeiten-
den ist gegenüber dem Vorsitzenden des
Schlichtungsausschusses glaubhaft zu ma-
chen.
(4) Erreicht keine Gewerkschaft und kein
Mitarbeiterverband einen Organisations-
grad von einem Sechstel, so kann eine Ge-
werkschaft oder ein Mitarbeiterverband, in
der oder dem mindestens 500 Mitarbeitende
des kirchlichen Dienstes zusammenge-
schlossen sind, abweichend von Absatz 3
Satz 2 und 3 zusätzlich zu den nach Absatz
1 und 2 Entsandten insgesamt einen Vertre-
ter gemäß § 7 Absatz 1 Buchstabe a entsen-
den. Erreichen mehrere Gewerkschaften
oder Mitarbeiterverbände die erforderliche
Anzahl organisierter Mitarbeitender, geht
der Sitz an die Gewerkschaft oder den Mi-
tarbeiterverband, in welcher oder welchem
die meisten Mitarbeitenden zusammenge-
schlossen sind. Satz 1 und 2 gelten für die
Entsendung eines Vertreters gemäß § 7 Ab-
satz 1 Buchstabe b und einem Zusammen-
schluss von jeweils mindestens 500 Mitar-
beitenden des diakonischen Dienstes ent-
sprechend.
(5) Gewerkschaften und Mitarbeiterverbän-
de können im gegenseitigen Einvernehmen
gemeinsame Vertreter nach Absatz 3 oder 4
entsenden, wenn sie gemeinsam den jeweils
erforderlichen Organisationsgrad oder die
erforderliche Anzahl organisierter Mitar-
beitender glaubhaft machen.“

d) Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 6.
e) Der bisherige Absatz 4 wird aufgehoben.
f) Der bisherige Absatz 5 wird zu Absatz 7 und

wie folgt geändert: Die Worte „Vereinigun-
gen von Mitarbeitern“ werden durch die
Worte „Gewerkschaften oder Mitarbeiter-
verbände nach Absatz 3“ ersetzt.

7. In § 10 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort
„werden“ die Worte „zum 1. Januar nach den re-
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gelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen (§ 15
Absatz 2 MVG.Württemberg)“ eingefügt.

8. § 11 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 11 Absatz
1, 2 und 4; §§ 19 bis 21 und § 27 Absatz 2
und 3 des Mitarbeitervertretungsgesetzes“
durch die Angabe „§ 13 Absatz 1 bis 3 und
5; § 19 Absatz 1 bis 3 und §§ 20 bis 22
MVG. Württemberg“ ersetzt.
bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 20 Absatz
3 des Mitarbeitervertretungsgesetzes“
durch die Angabe „§ 21 Absatz 2 MVG.
Württemberg“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 27 Absatz
2 und 3 des Mitarbeitervertretungsgesetz-
es“ durch die Angabe „§ 19 Absatz 2 und 3
und § 20 MVG. Württemberg“ ersetzt.
bb) Es wird folgender Satz 4 angefügt: „Die
Vertreter von Leitungsorganen erhalten für
die Teilnahme an Sitzungen im erforderli-
chen Umfang Dienstbefreiung.“

9. § 12 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 3 Satz 5 wird nach dem Wort

„Werks“ das Wort „Württemberg“ einge-
fügt und die Worte „§ 21 des Mitarbeiter-
vertretungsgesetzes“ durch die Worte „§ 22
MVG.Württemberg“ ersetzt.

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „sech-
zehn,“ die Worte „im Falle einer Entsen-
dung von Mitgliedern nach § 8 Absatz 4
neunzehn“ eingefügt.
bb) In Satz 2 wird die Angabe „16“ durch
die Worte „die Anzahl der für die Be-
schlussfähigkeit erforderlichen“ ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „14“
durch die Worte „vierzehn, im Falle einer
Entsendung von Mitgliedern nach § 8 Ab-
satz 4 sechzehn“ ersetzt.

d) In Absatz 10 werden folgende Sätze 3 und
4 eingefügt: „Für die Tätigkeit der Vertreter
der Leitungsorgane des kirchlichen und di-
akonischen Bereichs und deren Stellvertre-
tungen erhält der Anstellungsträger einen
anteiligen pauschalen Kostenersatz pro
Jahr. Der Oberkirchenrat und das Diakoni-
sche Werk legen diesen jeweils für Ihren
Bereich fest.“

10. § 14 wird wie folgt gefasst:
„§ 14

Tätigkeit der Arbeitsrechtlichen Kommission
Im Rahmen ihrer Zuständigkeit wird die Arbeits-
rechtliche Kommission tätig auf Antrag
- des Oberkirchenrats,
- der Landessynode,

- des Diakonischen Werks Württemberg,
- der Landeskirchlichen Mitarbeitervertre-

tung,
- der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeiterver-

tretungen im Diakonischen Werk Württem-
berg,

- einer Gewerkschaft oder eines Mitarbeiter-
verbands, die in der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission mitwirken oder in § 8 Absatz 7 ge-
nannt sind, im Falle des § 8 Absatz 5 auf ent-
sprechenden gemeinsamen Antrag,

- oder auf eigenen Beschluss.“
11. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird nach dem Wort
„Werk“ das Wort „Württemberg“ einge-
fügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort
„gemeinsam“ die Worte „ ,die Landeskirch-
liche Mitarbeitervertretung, die Arbeitsge-
meinschaft der Mitarbeitervertretungen im
Diakonischen Werk Württemberg, eine in
der Arbeitsrechtlichen Kommission mit-
wirkende Gewerkschaft oder ein in der Ar-
beitsrechtlichen Kommission mitwirkender
Mitarbeiterverband“ eingefügt.

c) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort
„oder“ die Worte „die Landeskirchliche
Mitarbeitervertretung, die Arbeitsgemein-
schaft der Mitarbeitervertretungen im Dia-
konischen Werk Württemberg, eine in der
Arbeitsrechtlichen Kommission mitwir-
kende Gewerkschaft oder ein in der Ar-
beitsrechtlichen Kommission mitwirkender
Mitarbeiterverband sowie“ eingefügt.

12. § 16 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 werden nach dem Wort „Mitglied“
die Worte „oder sachkundige Berater (§ 12 Ab-
satz 8 Satz 2)“ eingefügt.
bb) In Satz 4 werden die Worte „drei Jahren
haupt-, neben- oder ehrenamtlich“ durch die
Worte „einem Jahr“ ersetzt.

b) In Absatz 4 werden die Worte „Kirchenpräsiden-
ten (Landesbischof)“ durch das Wort „Landesbi-
schof“ ersetzt.

12a. § 18 wird wie folgt geändert: In Absatz 4 werden
die Worte „Kirchenpräsidenten (Landesbi-
schof)“ durch das Wort „Landesbischof“ er-
setzt.

13. § 22 wird aufgehoben.
14. § 23 wird aufgehoben.
15. § 24 wird zu § 22.

Artikel 2
Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes

§ 36 a des Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 30.
November 2000 (Abl. 59 S. 159), das zuletzt durch
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Kirchliches Gesetz vom 22. Oktober 2013 (Abl. 65 S.
680) geändert wurde, wird aufgehoben.

Artikel 3
Übergangsbestimmungen

§ 1
Arbeitsrecht

(1) Das im Bereich der Landeskirche und des Diako-
nischen Werks geltende Arbeitsrecht einschließlich
des Vergütungsrechts gilt nach Maßgabe der Absätze
2 bis 4 weiter, bis abändernde Beschlüsse der Arbeits-
rechtlichen Kommission oder Entscheidungen des
Schlichtungsausschusses zu § 2 Absatz 2 ARRG in
Kraft treten.
(2) Wenn die Arbeitsrechtliche Kommission nichts
anderes beschließt, gelten die bislang nach den Be-
schlüssen der Arbeitsrechtlichen Kommission zuläs-
sigen Vertragsgrundlagen, die durch eine nach § 36a
Satz 1 erster Halbsatz MVG.Württemberg in der bis
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung
getroffene Dienstvereinbarung festgelegt wurden, für
die Einzelarbeitsverhältnisse mit der Dienststelle wei-
ter.
(3) Soweit in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes
geltenden Fassung der Arbeitsvertragsrichtlinien
Württemberg (AVR-WÜ) für die Anwendung be-
stimmter Arbeitsrechtsregelungen der Abschluss einer
Dienstvereinbarung nach § 36a MVG.Württemberg in
der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden
Fassung notwendige Voraussetzung war, legt künftig
die Arbeitsrechtliche Kommission auf entsprechenden
Antrag nach § 14 fest, welche der in Betracht kom-
menden Arbeitsrechtsregelungen jeweils gilt. Kommt
ein Beschluss nach Satz 1 nicht zustande, kann der
Schlichtungsausschuss (§ 16) angerufen werden, der
endgültig entscheidet.
(4) Für Werke, Anstalten und Einrichtungen selbstän-
diger diakonischer Rechtsträger im Bereich der Lan-

deskirche und deren Dienststellenteile, die als Dienst-
stelle gelten, welche Dienstvereinbarungen nach § 36a
Satz 1 zweiter Halbsatz MVG Württemberg in Ver-
bindung mit § 4 Absatz 3 ARRG Württemberg in der
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas-
sung abgeschlossen haben, ist, unabhängig vom Zeit-
punkt des Abschlusses der Dienstvereinbarung, ab In-
krafttreten dieses Gesetzes die Arbeitsrechtliche
Kommission gemäß § 16 ARGG-EKD zuständig. Satz
1 gilt auch für Einrichtungen, die eine Dienstverein-
barung nach § 36a Satz 1 erster Halbsatz MVG Würt-
temberg abgeschlossen haben, in welcher eine An-
wendung der Bücher III und IV AVR-Wü festgelegt
ist; diese gelten fort, bis die Arbeitsrechtliche Kom-
mission gemäß § 16 ARGG-EKD etwas anderes be-
schließt.

§ 2
Amtszeit

(1) Die erste Amtszeit der nach diesem Gesetz gebil-
deten Arbeitsrechtlichen Kommission und des
Schlichtungsausschusses beginnt mit Ablauf der
Amtszeit der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes amtierenden Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz in der bis
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung.
(2) Bis zur Bildung der ersten Arbeitsrechtlichen
Kommission nach diesem Gesetz werden deren Auf-
gaben von der nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz
in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden
Fassung gebildeten Arbeitsrechtlichen Kommission
der Landeskirche wahrgenommen.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. November 2016 in Kraft.
Dr. h.c. Frank O. J u l y

D. Mitteilungen aus der Ökumene

––––––––––––––

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen und Entscheidungen

––––––––––––––

Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 9/16   273



F. Mitteilungen

Stellenausschreibung Auslandsdienst weltweit

An etwa 100 Orten weltweit befinden sich mit der
EKD verbundene evangelische Gemeinden, in die die
EKD Pfarrerinnen und Pfarrer entsendet. Hier finden
Menschen deutscher Sprache, die vorübergehend oder
dauernd im Ausland leben, eine religiöse und kultur-
elle Heimat.
Das Kirchenamt der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) sucht zum 1. August bzw. 1. Sep-
tember 2017 für die Dauer von in der Regel sechs
Jahren

Pfarrerinnen/Pfarrer/Pfarrerpaare
die im Ausland tätig sein möchten.Es handelt sich um
folgende Stellen:
• Lima, Peru (Kennziffer 3311)
• Bogotá, Kolumbien (Kennziffer 3319)
• San José, Costa Rica (Kennziffer 3320)
• Abuja/Lagos, Nigeria (Kennziffer 3321)
• Bangkok, Thailand (Kennziffer 3322)
• Hongkong, China (Kennziffer 3325)
• Istanbul, Türkei (Kennziffer 3326)
• Luxemburg, Luxemburg (Kennziffer 3327)
• Paris, Frankreich (Kennziffer 3328)
• Toulouse, Frankreich (Kennziffer 3329)
• Teneriffa, Spanien (Kennziffer 3330)
• Genua, Italien (Kennziffer 3331)
• Mailand, Italien (Kennziffer 3332)
• Prag, Tschechische Republik (Kennziffer 3333)
• Malmö, Schweden (Kennziffer 3334)

Für zunächst 3 Jahre:
• Jakarta, Indonesien (Kennziffer 3323)
• Seoul, Südkorea (Kennziffer 3324)
Ausschreibungsunterlagen und ausführliche Informa-
tionen über die jeweilige Pfarrstelle erhalten Sie on-
line. Bitte ergänzen Sie dazu die Internet-Adresse
www.ekd.de/stellenboerse/ um die Kennziffer der ge-
wünschten Stelle – für Lima z.B. www.ekd.de/stel-
lenboerse/3311
Gern können Sie Bewerbungen für mehrere Gemein-
den einreichen.
Gesucht werden Pfarrerinnen/Pfarrer/Pfarrerpaare mit
öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der Glied-
kirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in der
Leitung eines Gemeindepfarramtes.
Für weitere Informationen steht Ihnen Frau Heike
Stünkel-Rabe (Tel. 0511/2796-126, E-Mail: heike.
stuenkel-rabe@ekd.de) zur Verfügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 1. Oktober
2016 an:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD /HA IV
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
E-Mail:TeamPersonal@ekd.de

Stellenausschreibung Evangelischer Kirchenkreis Düsseldorf

Der Evangelische Kirchenkreis Düsseldorf sucht zum
nächstmöglichen Zeitpunkt

eine Leiterin/einen Leiter
des Kirchenkreisbüros.

Der Evangelische Kirchenkreis Düsseldorf – das sind
21 Kirchengemeinden in den Stadtteilen der Landes-
hauptstadt sowie zahlreiche Einrichtungen und Ge-
meinden an kirchlichen Orten, z.B. in Krankenhäusern
und Schulen, in der City-Kirche und in der Notfall-
und Feuerwehrseelsorge.
Ihre Aufgaben
- Rechtsberatung im Rahmen der kreiskirchlichen

Aufsicht
- Gremienbetreuung inklusive eines qualifizierten

Beschlusscontrollings für die Abteilungsleiten-

denkonferenz, den Kreissynodalvorstand, die Sy-
node und ggf. weitere kreiskirchliche Gremien

- Leitung des Kirchenkreisbüros mit fünf Mitarbei-
tenden

- Bearbeitung kreiskirchlicher Aufgabenfelder, u.a.
Pfarrstellenrahmenkonzept, Personalplanungs-
konzept

- Mitarbeit in Projekten

Ihr Profil
Sie haben die zweite kirchliche Verwaltungsprüfung
oder eine gleichgestellte Prüfung abgelegt (z.B. Dip-
lom-Verwaltungswirt/in oder Bachelor of Arts in Pub-
lic Management), sind verantwortungsbewusst und
besitzen Erfahrungen in allgemeinen Verwaltungsan-
gelegenheiten im kirchlichen Dienst.
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Sie überzeugen als eine kommunikative und leistungs-
fähige Persönlichkeit. Leitungs- und Führungsaufga-
ben übernehmen Sie gerne. Sie sind aufgeschlossen
für Fortbildung und berufliche Weiterentwicklung.
Wir erwarten, dass Eigeninitiative, hohes persönliches
Engagement und eine ziel- und teamorientierte Ar-
beitsweise für Sie selbstverständlich sind. Sie besitzen
gutes Organisationsvermögen und gewährleisten eine
sichere Protokollführung. Außerdem erwarten wir Ih-
re Bereitschaft zur Wahrnehmung von Terminen und
Teilnahme an Sitzungen außerhalb der regelmäßigen
Arbeitszeiten.
Sie gehören der Evangelischen Kirche an.
Unser Angebot
Wir bieten Ihnen einen attraktiven Arbeitsplatz inner-
halb einer Verwaltung von über 100 Mitarbeitenden
in der Düsseldorfer Carlstadt. Es erwartet Sie eine
ausbildungs- und leistungsgerechte Vergütung nach
dem Tarifgefüge des öffentlichen Dienstes (BAT-KF)
in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis in vollem
Umfang. Dazu gehört auch eine attraktive kirchliche
Altersvorsorge (KZVK). Die tarifliche Arbeitszeit ist
in ein sehr umfangreiches Gleitzeitmodell eingebettet.
Die Stelle ist zurzeit mit EG 11 (BAT-KF) /A 11
(BbesG) bewertet. Bei Erfüllung der rechtlichen Vor-
aussetzungen ist bei Angestellten eine Übernahme in
das Beamtenverhältnis möglich.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung, die Sie bitte bis
zum 30. September 2016 an die Superintendentin des
Evangelischen Kirchenkreises Düsseldorf, Frau Pfar-
rerin Henrike Tetz, Bastionstraße 6, 40213 Düsseldorf
oder bewerbung@evdus.de senden. Für Rückfragen
steht Ihnen Frau Svenja Stepper unter der Telefon-
nummer 0211/95757-752 gerne zur Verfügung.
Der Evangelische Kirchenkreis Düsseldorf verfolgt
offensiv das Ziel der beruflichen Gleichstellung von
Frauen und Männern. Bewerbungen von Frauen wer-
den daher ausdrücklich begrüßt. Bewerbungen
schwerbehinderter bzw. gleichgestellter behinderter
Menschen sind erwünscht.

www.evangelisch-in-duesseldorf.de
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DEUTSCHE POST AG
EKD Verlag

Postfach 21 02 20 - 30402 Hannover

Söhngen 
 

Die W. SÖHNGEN GmbH gilt europaweit als einer der führenden 
Vollsortimenter in den Bereichen Erste-Hilfe-Einrichtungen, Ver-
bandskästen, Verbandsschränken, Kinder-Verbandsstoffe, Sanitäts-
raum-Einrichtungen, Transportmittel und Wundversorgung. Seit 1923 produziert 
SÖHNGEN mit seinem Team hier in Deutschland und schafft neue Innovationen für die 
Menschen weltweit. Qualität steht für SÖHNGEN als Synonym für die Gesundheit der 
Anwender ihrer Produkte. 

• Marken-Qualität „Made in Germany“ 
• 20 Jahre Verfalldatum der sterilen Verbandstoffe ab Herstellungsdatum 
• spezialisierte Erste Hilfe 
• Branchenlösungen 
• Aktualität 
• hochwertige Verbandstoffe 
• Koffergarantie 
• Qualität 
• Langlebigkeit 
• erstklassige Beratung 

 
Weitere Informationen und Konditionen finden Sie unter: 
www.wgkd.de/rahmenvertrag/soehngen-gmbh.html 

Wirtschaftsgesellschaft der Kirchen   Tel.:  0511 47 55 33 - 0 
in Deutschland mbH (WGKD)    Fax:  0511 47 55 33 - 20 
Lehmannstraße 1    info@wgkd.de 
30455 Hannover     www.wgkd.de 
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